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Deutſchlaud. 
0. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 
14. Sitzung vom 5. März. 
12 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths Fürſt Bismarck, Hofmann u. A. 
Die Tribünen ſind überfüllt. 
Sinaeginamn find die allgemeinen Rechnungen über den Reichshaushalt 


im Jahre 13 

dir erſten Berathung ſteht heute der Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
die Stellbertretung des Reichskanzlers. Er lautet: 

$ 1. Die zur Gilligkelt der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers 
erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers ſowie die ſonſtigen demſel⸗ 
ben durch die ach Maß und die Geſetze des Reichs übertragenen Obliegen⸗ 
heiten können nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen durch Stellver⸗ 
treter wahrgenommen werden, welche der Kaiſer auf Antrag des Reichs⸗ 
kanzlers in Fällen der Behinderung deſſelben ernennt. 

„Es kann ein Stellvertreter allgemein für den geſammten Umfang 
der Geſchaſſe und Obliegenheiten des Reichskanzlers ernannt werden. Auch 
können für biejenigen einzelnen Amtszweige, welche fi in der eigenen und 
unmittelbaren Verwaltung des Reichs befinden, die Vorſtände der dem 
Reichskanzler untergeordneten oberſten Reichsbehörden mit der Stellvertre⸗ 
tung deſſelben im ganzen Umfang oder in einzelnen Theilen ihres Geſchäfts⸗ 
kreiſes beauftragt werden. 

Dem Reichskanzler iſt vorbehalten, jede Amtshandlung auch wäh⸗ 
rend der Dauer einer Stellvertretung ſelbſt vorzunehmen. 

§ 4. Die Beſtimmung des Artikel 15 der Reichsverfaſſung wird durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. x 1 

(Art. 15 der Verfaſſung lautet: „Der Vorſitz im Bundesrathe und die 
Leitung der Gefchäfte ſteht dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiſer zu er⸗ 
nennen iſt Der Reichskanzler kann ſich durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrathes vermöge ſchriftlicher Subſtitution vertreten laſſen.“) 

Abg. Hanel: Elwaigen Erwartungen, daß die heutige Verhandlung 
unfere geſammte innere Lage zur Erörterung bringen wird, werde ich um 
fo weniger entſprechen, als die Budget: und Steuerdebatten dieſe innere 
Lage hinlänglich ſcharf beleuchtet haben. Die Schäden, welche hervorgetreten 
ſind, ſind die alten: Der Hen Aren der Bundesrath und der Reichstag 
bewegen ſich in concentriſchen Kreiſen, die ſich nicht berühren. Solchen Zu⸗ 
ſtänden kann durch kein Geſetz abgeholfen werden; wir werden zur vollen 
Energie der Staatsaction erſt dann gelangen, wenn die politiſchen Talente 
und Charaltere ſich frei entwickeln können, wenn die Vertrauensmänner des 
Volks auch die der Krone find und ein dauerndes, mitverantwortliches Ver⸗ 
bältniß geſchaffen wird. Es ſcheint, als ob in letzter Zeit Verſuche gemacht 
worden find, ein ſolches Verhältniß herzustellen durch Verhandlungen 
zwiſchen dem Rei skanzler und einem hervorragenden Parteiführer dieſes 
Hauſes. Meine Partei hat dieſen Verhandlungen ganz fern geſtanden, aber 
gerade deshalb kann ich energiſchen Einſpruch erheben gegen das Ote⸗toi, 
que je m‘y mette, das auf fie angewefdet worden iſt. Jede a muß 
den Anſpruch erheben, zur Macht zu kommen, oder fie zeigt, daß fie an 
ihrem Prog: amm verzweifelt. Es iſt ein bedeutſames politiſches Ereigniß, 
daß der mächtigſte Stagtsmann, den Deutſchland je gehabt, ſich mit der 
Volksvertretung nicht blos in zufällige, ſondern zum erſten Mal dauernde 
Verbindung zu ſetzen ſuchte. Die Vorlage könnte auch in Verbindung ge⸗ 
bracht werden mit einer Kritik der Grundconſtitution des Reiches, der poli⸗ 
tiſchen Slellung des Bundesraths, mit der Frage, in welche organiſche Ver⸗ 
bindung unſere Reichsämter mit der preußiſchen Miniſterialverfaſſung zu 
bringen ſeien; allein dieſe Vorlage ſteht außerhalb des Zuſammenhanges 
mit dieſen wichtigen Fragen, ſie bewegt ſich lediglich innerbalb der Befug⸗ 
niſſe, welche die Verfaſſung dem Kaiſer gegeben hat und kann als ein In⸗ 
ternum des Reichskanzleramts bezeichnet werden. 

Es wäre nicht richtig, dieſe ſchmale Baſis zu verlaſſen. Unter der Vor⸗ 
ausfegung, daß in dem Entwurf das Wort „Stellvertretung“ identiſch iſt 
mit dem Worte „Verantwortlichkeit“ — andernfalls würde es ſich ja nur 
um die Erleichterung der Arbeitslaſt des Reichskanzlers handeln — hat die 
Vorlage für mich eine doppelte Bedeutung. Es bandelt ſich um die Der 
ſeitigung eines thatſächlichen Nothſtandes und zugleich eines verfaſſungs⸗ 
widrigen Zuſtandes. Durch die Verfaſſung iſt der Reichskanzler, ausſchließ⸗ 
lich und allein, zur Contraſignirung kaiſerlicher Acte autoriſirt. Die Ver⸗ 
faſſung giebt keine Andeutung, daß in dieſer Beziehung der Reichskanzler 
vertretungsfähig iſt. Keine Partei kann aber die Verantwortlichkeit für die 
Verſagung eines Auskunftsmittels übernehmen, welches gefunden werden 
muß für den Fall einer Beurlaubung oder Verhinderung des Reichskanzlers. 
Derjenige Theil der Vorlage, welcher ſich mit der Vicekanzlerſchaft befaßt, 
ſcheint mir alſo vollkommen klar und begründet Es fein. Allerdings ergiebt 
die Faſſung der Vorlage Bedenken in reichem Maße. Der Reichskanzler 
ſoll ermächtigt ſein, auch während der Dauer der Stellvertretung jederzeit 
in die Geſchäfte einzugreifen. Wenn dem ſo iſt, dann müßte jedenfalls eine 
ſachliche Vertheilung der Geſchäfte vorher ſtattfinden, damit nicht in jedem 
Aar der Reichskanzler dazwiſchentreten kann. — Bei den Verhandlungen 

ber die Verfaſſung herrſchten zwei verſchiedene Anſichten. Nach der einen 
ſollte die geſammte Reichsderwaltung durch den Bundesrath und Ausſchuß 
einerſeits und die Einzelſtaaten andererſeits geleitet werden, fo daß der 
Reichskanzler nur die oberite formelle Geſchäftsleitung haben ſollte. Nach 
der anderen erſchien es unmöglich, die Verwaltung innerhalb ſo enger 
Grenzen zu halten und ſollten wir zu einer ſelbſtſtändigen, neben Bundes⸗ 
ralh und Einzelſtaaten gehenden Verwaltung kommen. Aber beide Auffaſ⸗ 
Ae waren in dem Punkte einig, daß, wie eng oder wie weit ſich auch 
die Reichsverwaltung entwickeln möge, der Reichskanzler voll und ganz ver⸗ 
antwortlich fein würde. Dieſe Auffaſſung von der Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers iſt durch die weitgreifende Verwaltungsbefugniß des Reiches 
total vernichtet worden. 0 x 
ch mache Keinem einen Vorwurf bieraus; aber die Lage unferer Ver⸗ 
walfung entspricht nicht den Anſprüchen, die wir bezüglich der Verantwort. 
lichkeit zu ſtellen haben. A berufe mich auf das eigene Bugeftanbniß des 
Reichskanzlers, welcher im Jahre 1874 erklärt hat, daß er alle Verantwortlich: 
keit ablebne, mit Ausnahme der für die oberſte Leitung der Geſchäſte, für 
die Auswahl der ihm untergeordneten Reſſortminiſter und für die Beilegung 
von Mißhelligkeiten zwiſchen den einzelnen Reſſortminiſtern und den anderen 
Factoren des Reiches. Es beſteht ein unverſchuldeter, aber allſeitiger Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen der durch die Verfaſſung beſtimmten Verantwortlichkeit des 
eichskanzlers und den thatſächlichen Zuſtänden. Wir hätten wohl erwarten 
dürfen, daß der Gesetzentwurf die Aemter bezeichnete, welche fortan mit 
eigener Verantwortlichkeit ausgeſtattet ſein ſollen; das wäre der einfache und 
natürliche Weg geweſen, wie man in anderen civiliſirten Staaten, ſolche 
Angelegenheiten zu regeln gewohnt iſt. (Sehr richtig.) Statt deſſen hat 
man Umwege eingeſchlagen. Zunächſt bringt man die Sachlage unter die 
ärbung eines Stellvertretungs⸗Verbältniſſes. Iſt denn bier von einem 
olchen im Sinne perſönlicher Verhinderung die Rede? Es handelt ſich ja 
um fachliche Verhinderungen, um organiſatoriſche Mängel! Ob der Reichs⸗ 
kanzler bier oder in Varzin, krank oder beurlaubt iſt, ändert an der Sache 
nichts. Um die Bezeichnung wollen wir nicht ſtreiten; allein man faßt die 
anze Angelegenheit in die Form einer ganz allgemeinen Ermächtigung des 
leichskanglers, anſtatt in die bindender Vorſchriften. Wenn der Reichskanzler 
die beſtehenden verfaſſungswidrigen Zuſtände aufheben und dann wieder 
einführen kann, wenn er heute zehn oder zwölf Aemter ſchafft, die er morgen 
bis een beſchränken kann, jo it dieſe Form für mich von vornherein 
unannehmbar. . 4 
Das 5 eine Art Dictatur, der wir uns auf das Entſchiedenſte widerſetzen 
ch bin gern bereit, dieſen Sinn der Vorlage nicht unterzuſchieben; 
ich nehme an, daß dieſe Form der allgemeinen Ermächtigung nur gewählt 
worden iſt, weil ſich die einzuſetzenden verantwortlichen Aemter noch nicht 
ganz überſehen laſſen. Bei dieſer Form wären wir im Allgemeinen ger 
ſichert, aber wir können doch niemals fo weit gehen, daß wir die Bezeich⸗ 
nung der Aemter in das einſeitige Belieben des Reichskanzlers ſetzen. Bis⸗ 
her bewegte ſich alle Organifation innerhalb der Verantwortlichleit des 
Letzteren, mithin wurde in dem formalen Verhältniß zur Volksvertretung in 
Bezug auf die Verantwortlichkeit nichts geändert. Dieſe Beziehung will 
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man jetzt einſeitig machen. 


Wo in dem Verhältniß zur Volksvertretung] ſtändigem Eingreifen Haden bleiben. Der § 3 ſei desbalb aus dieſem 
binſichilich der Verantwortlich keit etwas geändert werden ſoll, da bedarf es] Grunde unerläßlich. Dagegen, daß mögliche nrweiſe der preußiſche Finanz⸗ 
der Mitwirkung der Volksvertretung; die Art derſelben mag offen gelaſſen] miniſter gleichzeitig als Chef eines Reichsſin nzamtes fungire, beſtänden 
werden, ſei es, daß ſie in Geſtalt eines Geſetzes oder der Gtatöberathung | ernite verfaſſungsmaßige Bedenken nicht, jo wenig wie gegen die gleichzeitige 
erfolge. Es darf nicht von der Willkür des Reichskanzlers abhängen, die und geradezu nothwendige Function des Reichskanzlers als preu fischer 
uns perantwortlichen Organe zu beſeitigen oder zu verändern. Das find Miniſterpräſident. Die wünſchenswerthe Einheit in der Finanzpolitik des 
die Grenzen, die wir unſererſeits der Vorlage ziehen, Die Bezeichnung Reiches ſpreche für die Verbindung. Die perſönlichen und techniſchen Schwie⸗ 
derjenigen Aemter, welche verantwortlich fein ſollen, halte ich für durchaus rigkeilen können nicht die Geſetzgebung, ſondern nur die umſichtig organiſirte 
ſchwankend und nicht präciſirt. Das Ertterium der eigenen unmittelbaren Verwaltung überwinden. Die Vorlage übertrage eine Vollmacht von großer 
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Verwaltung des Reiches iſt noch nicht ausreichend, um ein Amt verant⸗ 
wortlich zu machen. Welches Kriegsminiſterium ſollte z. B. die Verantwort⸗ 
lichkeit für die budgetmäßige Verwendung der Ausgaben für das Heer über: 
nehmen?“ Da käme man fort auf die Frage des Verhältniſſes der einzel: 
4 ee zu einander. Die Selbſtſtändigkeit iſt zudem nicht genü⸗ 
gend gewahrt. 

„Wenn mir die Wahl freiſteht, ob der Reichskanzler das Recht des un⸗ 
mittelbaren Eingreifens in das Reſſort oder das Recht haben ſoll, bei dem 
Kaiſer die Entlaſſung eines Reſſortchefs zu beantragen, fo will ich lieber die 
letzte Alternative. Denn wenn der Reſſortchef ein Schwachkopf oder ſchlechter 
Cbarakter iſt, ſo wird er ſich blindlings dem Willen des Reichskanzlers 
fügen; wenn er aber ein Mann von Charakter iſt, dann iſt die erſte Alter⸗ 
native die verletzendſte Form, in der dieſem Mann ſeine Ku geboten 
werden könnte. Dieſer § 3 bedarf noch einer ſcharfen Kritik. enn wir 
der Vorlage auch eine große Bedeutung für unſer verfaſſungsmäßiges Leben 
zuſchreiben, ſo ſind wir doch weit entfernt, ſie mit einem Miniſterverant⸗ 
wortlichkeitsgeſetz zu verwechſeln; dazu iſt noch ein weiter Schritt, von vieſem 
letzten Ziele ſind wir noch um eines Horizontes Breite entfernt. Schließlich 
noch eine kurze Bemerkung oder Bitte an diejenigen, welche heute ſprechen 
werden. Ich habe gebört, daß man in der Vorlage den erſten Schritt zu 
einem Einheitsſtaat in Deutſchland geieben hat. ieſe Sprache, bitte ich, 
nicht mehr zu führen. Die individuelle Eigenart unſeres Volkes muß auch 
in feinen politiſchen Zuſtänden und Verheliniſſen gefunden werden, dieſe 
Eigenart habe ich auch noch in den Zeiten anerlannt, wo einzelne Staaten 
wider das Recht und wider die Natur gehandelt haben. Es wäre ein ſrevel⸗ 
haſtes Beginnen, wenn heute noch irgend eine Partei das Programm des 
Einheitsſtaates auf feine Fahne ſchriebe weil dadurch unfere eben erſt ge⸗ 
wonnene Einheit erſchüttert würde. ö 
ſtaaten beſtehen können, niemals aber ſoll ein Einzelſtaat beſtehen ohne das 
Reich. Zu der Stunde aber, wo mir Jemand beweiſt, daß eine conſtitu⸗ 
tionelle Einrichtung nicht verträglich iſt mit einem Einzelſtaat, dann werde 
ich die Verurtheilung dieſes Einzelſtaates ausſprechen und verkünde ihm den 
Abfall vom Föderativprincip. (Beifall.) | 

Bairiſcher Stantsminifteräp. Pfretzſchner: Ich habe mir das Wort er: 
beten keineswegs zu dem Zwecke, um in eine ausführliche Erörterung aller 
der Fragen einzutreten, welche der Vorredner in den Bereich ſeiner Dar⸗ 
legung gezogen hat; ganz umgekehrt, mir iſt daran gelegen, eine Frage aus 
der Berathung herauszuſchälen, auf deren Bedeutſamkeit ich ein hohes Ge: 
wicht von meinem Standpunkt aus legen muß. Der Vorredner hat nicht 
ohne Betonung davon geſprochen, daß das beitehende Lerorvnungsrecht des 
Bundesrathes als einer unverantwortlichen Körperſchaft etwas für die Dauer 
nicht Haltbares, ja bis zu einem gewiſſen Grade etwas Unerträgliches ſei. 
Dieſer Satz enthält nun in nuce nichts Anderes, als ein Plaidoyer für die 
verantwortlichen Reichsminiſterien. Ich glaube dieſe Vermuthung ganz be⸗ 
ſonders aus den Schlußworten des Vortedners deduciren zu ſollen. Nun 
iſt die Frage der Reichsminiſterien in dieſem Hauſe, in wiſſenſchaftlichen 
und politiſchen Kreiſen ſo viel beſprochen und bereitö fo ſcharf betont wor⸗ 
den, daß ich es beut: als eine willkommene Gelegenheit erachte, aus dem 
Munde des Vertreters eines Mittelſtaates einmal den Standpunkt bezeichnen 
u können, welchen ſeine Regierung in dieſer Frage einnimmt. Der Herr 


Reichskanzler hat in feinen früheren Reden niemals eine Sympathie für C 


das Inſtitut der Reichsminiſterien erkennen laſſen; daß wir aber, die wir 
freudig in das Reich eingetreten find, unſere Abneigung gegen dieſes In⸗ 
ſtitut einmal bekenneu müſſen, halte ich für eine Nothwendigkeit. (Hört 
hört!) Ich halte mich für verpflichtet, die Stellung der bairiſchen Regierung 
zu dieſer Frage hier zu präcifiren, einmal, damit jeder Zweifel in dieſer Ber 
ziehung von vornherein abgeſchnitten ſei, dann aber auch, weil ich die 
Ueberzeugung hege, daß gerade dadurch die Haltung der baieriſchen Re⸗ 
gierung gegenüber dem vorliegenden Entwurf ihre nothwendige Klarſtellung 
findet. Die Verfaſſung hat verſchiedene Gewalten geſchaffen, ſie kennt aber 
keine Regierungsgewalt, welche in Reichsminiſterien beruhen könnte. Die 
Verfaſſung hat die miniſteriellen Befugniſſe im Reiche dem Bundesrath 
und ſeinen Ausſchüſſen und dem Reichskanzler gegeben. (Gelächter links.) 

Da eine Fürſorge für eine ungehinderte Geſchäftsführung des Reichs⸗ 
kanzlers in Fällen der Behinderung und für eine Entlaſtung deſſelben uns 
zweifelhaft nothwendig iſt, ſo kann meines Erachtens dieſe Fürſorge nur auf 
dem Wege der Stellvertretung gefunden werden, welche der vorliegende Ge⸗ 
ſetzentwurf ſchaffen will. Der Grunvgedanke dieſes Geſetzes iſt ver, daß die 
Leuung der Reichsangelegenheiten, die Wahrnehmung der Aufſicht des 
Reiches gegenüber den Einzelſtaaten dem Reichskanzler vorbehalten bleiben 
ſoll. Dagegen müſſen wir uns entſchieden gegen eine Theilung der Ge⸗ 
walten in ven Sinne ausſprechen, wie biefe Theilung bei der Einführung 
der Reichsminiſterien in das Auge gefaßt werden muß. Die baieriſche Re⸗ 
gierung würde in der Einführung der Reichsminiſterien eine Inſtitution er⸗ 
blicken, welche nur geeignet wäre, die Rechte und die Stellung des Bundes⸗ 
raihs, wie er in der Verfaſſung verbürgt iſt, adzuſchwächen und allmälig 
immer mehr in den Hintergrund zu drängen; fie würde in dem Inſtitut 
der verantwortlichen Reichsminiſter eine Schöpfung ſehen, welche die gewähr⸗ 
leiſteten Rechte der Einzelſtaaten, deren Ausdruck allein im Bundesrath 
möglich iſt, nahezu verkümmern müßte. (Widerſpruch.) Kurz geſagt: das 
Vorwärtsſchreiten mit Reichsminiſterien würde identiſch fein mit einem 
Rückſchreiten des Bundesrathes. Daß diejenigen Regierungen, welche die 
Reichsverfaſſung auf Grund der Verträge angenommen haben, feitbalten 
müſſen an dem Inſtitut, welches ihnen ihre Rechte und ihre Stell 
währleiſtet, iſt nicht nur ein Recht, ſondern auch eine Pflicht. Ich 
daher erklären, daß wir die nöthige Hilfe gegenüber d 
maligen Geſchäftsverhältniſſen in dem Gef 
daß wir aber unſererſeits einem 


tion von Reichsminiſterien unſere Zuſtimmung nicht ertheilen lichen Verhältniſſe im § 2 dur 


können. Ich will darauf nicht eingehen, was der Vorredner vom Bundes⸗ 
rath geſagt hat. Allein, daß durch eine Zerſplitterung der Gewalten, wie 
ſie auf jener Seite ins Auge gefaßt iſt, dem föderativen Syſtem nicht ge⸗ 
nützt wird, darüber brauchen wir uns nicht auseinanderzuſetzen, das liegt 
auf der flachen Hand. ’ 


Abg. v. Helldorff erklärt vie Vertretung des Reichskanzlers in Bezug eine Erleichterung des Reichskanzlers enthalten ſoll — und i 
auf den Geſammtumfang feiner Geſchäfte für unbedenklich und keiner geſetz⸗ hierüber eine Erklärung vom 


Das Reich muß zwar ohne Einzel E 


ung ges} örtert werden müſſen. 


Bedeutung für die weitere Organifation und nan naüſſe wünſchen, daß ſie 
umſichtig und mit Achtung vor den geſchichtlich genvordenen Verhältniſſen 
geübt werde. (Beifall.) 5 

Abg. v. Bennigſen: Dex erſte Redner hat im Anfange feiner Rede 
der Vorlage eine verhältnißmäßig recht geringe Bedeutung beigelegt, weil 
ſie weit hinter dem zurückbleibt, was er und ſeine Freunde in Bezug auf 
die vonſtändige ſyſtematiſche Anesdnung der Reichsgewalt wünſchen; ſchließ⸗ 
lich erſchien fie ihm aus prakliſchen Gründen doch nicht mehr ganz ſo ge⸗ 
ringwerthig und der Vertreter für Baiern wird ihn in dieſer letzten Rich⸗ 
tung nur beſtärkt haben können. Wir haben hier einmal offen geſehen — 
und dafür können wir dem Vertreter für Baiern nur dankbar ſein — mit 
welchen Schwierigkeiten man in Deutſchland zu kämpfen hat, wenn man 
zu einer Ausbildung und zu einem Abſchluß unferer Reiahsverfaſſung kom⸗ 
men wollte in dem Sinne, wie die Einzelſtaaten unter verantwortlicher 
miniſterieller Leitung ſtehen. Mit Recht hat der Verlreter für Baiern an⸗ 
geführt, daß ein Theil der Reichsverwalflung vom Bundenrath im Verein 
mit Kaiſer und Kanzler geſührt wird, daß ſogar einzelne Befugniſſe dem 
Bundesrath allein zuſtehen, aber ich kann nicht anerkennen, daß der Haupt⸗ 
ſchwerpunkt der deulſchen Reich zverwaltung berfafjungsmähig im Bundes⸗ 
rath liegt. (Sehr wahr!) Die Leitung ganzer Verwaltung szweige, das 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen — abgeſehen von den Reſerpalrechten einzelner 
Staaten — das Couſulaisweſen, die auswärlgen und Marine⸗Angelegen⸗ 
beiten find dem Kaiſer verfaſſungsmäßig vorbehaltene Rechte; er führt auf 
dieſem Gebiet im Ganzen die Verwaltung allein mit Hilfe des Kanzlers 
und der demſelben nachgeſetzten Organe. Ich hebe allerdings hervor, daß 
nach Artikel 7 der Verfaſſung dem Bundesrath ſehr werthvolle Berwaltungs⸗ 
rechte vorbehalten ſind hinſichtlich derjenigen allgemeinen Vorſchriſten und 
Einrichtungen, die er zu erlaſſen hat in Ausführung der Reichsgeſetze, hin⸗ 
ſichtlich der ihm obliegenden Beſchlußſaſſung bei Beobachtung von Mängeln 
in der Handhabung der Reichsgeſetze, daß im Uebrigen aber die Oberauf⸗ 
ſicht über die Ausführung der Reichsgeſetze und über die geſammte Reichs⸗ 
berwaliung im Weſentlichen beim Kaiſer rubt und daß die Ausführung 
der vom Bundesrath auf Grund des Artikel 7 gefaßten Beſchlüſſe ebenfalls 
dem Kaiſer zuſteht. 

Indem ich mit dieſer Einſchränkung die Ausführungen des Vertreters. 
5 Baiern anerkenne, ſehe ich wohl ein, daß der Widerſtaud einzelner 
eutſcher Partikularſtaaten gegen perantwortliche Reichsminiſterjen unüber⸗ 
windlich iſt und zwar vorausſichtlich für längere Zeit. Es wäre deshalb 
böchſt unpraktiſch, wollte der Reichstag auf dieſem Gebiet Beſchlüſſe faſſen 
oder in dieſer Richtung die Vorlage up ewetiſch ändern. muß aber 
darauf hinweiſen, daß Parteien und Perſonen, deren föderative Richtung 
und Geſinnung in der Politik über allen Zweifel erhaben iſt, ſowohl bei 
den Berathungen im erſten conſtituirenden Reichstage als auch in ſpäteren 
Jahren die Einſetzung verantwortlicher Reichsminiſterien für nothwendig 
erklärt und beantragt haben. (Sehr wahr!) Die Schwierigkeiten einer 
ſolchen Miniſterialverwaltung im Reiche Bra theils in dem Wiverſtande 
perſchiedener Regierungen gegen eine ſolche Verfaſſungsänderung, theils in 
den beſonderen Verhältniſſen der Reichsverfaſſung und der Reichsinſtitutionen 
ſelbſt. Wir haben in Deutſchland weder eine Einheitsverfaſſung noch eine 
Bundesſtaatsverfaſſung. Abweichend von anderen Ländern haben wir die 
inrichtung, daß durch die Vertreter der einzelnen Regierungen im Bundes⸗ 
rath eine Körperſchaft hergeſtellt iſt, welche legislative und Verwaltungs⸗ 
befugniſſe vereinigt; neben dieſem Körper haben wir den Reichstag, der 
weſ entlich legislative Aufgaben hat, und dazwiſchen refp. darüber ſteht nun 
der Kanzler, die Reichsorgane, der Kaiſer mit ſeiner Gewalt. Wollte man 
in dieſen complicirten Mechanismus ein verantwortliches Reichsminiſterium 
einzufügen verſuchen, dann müßte man, wie das auch diesbezügliche Anträge 
wollten, nothwendigerweiſe die Befugniſſe des Bundesraths anders gormiren, 
als bislang der Fall war. Man würde dann vor der Frage ſtehen, ob 
man für den Bundesrath ein Staatenhaus mit legislativen Beſugniſſen 
ſchaffen wolle und in welcher Weiſe die verlorenen Verwaltungsbefugniſſe 
der Einzelregierungen etwa durch Mitwirkung bei den Miniſterernennungen 
gedeckt werden ſollen. 5 

Ueberblickt man dieſe Schwierigkeiten, ſo wird man ſich von der Aus⸗ 
ſichtsloſigkeit einer derartigen ſyſtematiſchen Regelung überzeugen. Hätte 
man aber alle dieſe Schwierigkeiten beſeitigt und das Einverſtänduiß der 
Einzelregierungen erzielt, ſo bliebe noch das Verhältniß der einzelnen Reichs⸗ 
reſſortminiſter zu den übrigen in dem Geſammteollegium, zu dem Vorſitzen⸗ 
den, dem Kanzler ſo zu regeln, daß ſowohl die PH der einzelnen 
Reſſortverhandlungen, als auch die allgemeinen Bedürfniſſe einer einheit⸗ 
lichen Verwaltung und Politik W werden. In keinem Staate, auch 
in Preußen nicht, ſind wegen der allzu großen Schwierigkeiten die Dinge 
ſyſtematiſch geregelt. Ein Organiſationsgeſetz, wie es der Abg. Hänel 
wünſchte, müßte aber auch dieſe Verhältniſſe ordnen, welche bei den com⸗ 
plicirten Reichsinſtitutionen noch viel mehr Schwierigkeiten darbieten, als in 
den Einzelſtaaten. Ein ſolcher Verſuch wäre im jetzigen Augenblick im 
Reiche undurchführbar und er würde wahrſcheinlich auch heilſame Aende⸗ 
rungen zur Befriedigung praktiſch hervorgetretener Bedürfniße, welche jetzt 
getroffen werden können, ſcheitern machen. Der Abg. Hänel war prakiiſch 
eng, das einzuſehen, und hat deshalb die Vorlage prüfen wollen auf ihre 

edeutung, ihre Klarheit, ihre Dispoſition und ihren praktiſchen Effect. 

Manche Einzelheiten werden bei der Specialdiscuſſion, die hoffentlich wegen 
der bohen politiſchen Bedeutung der Vorlage im Hauſe ſtattfinden wird, er⸗ 
Einzelne Zweifel über ſehr weſentliche Punkte müſſen 


muß aber ſchon in der Generaldiscufſton bejeitigt werden. Offenbar enthält 8 1 
en der⸗ im Zuſammenhan 
etzentwurf finden, Dispoſition und 

Verlangen nach der Inſtitu⸗ Geſetz 


mit den folgenden Paragraphen keine ſo weitgehende 
Willkür des Kanzlers, wie der Abg. Hänel glaubt. Das 
kann nur in Ausführung kommen unter Vorausſetzung der thatſäch⸗ 
i eine Anordnung des Kaisers. Ich wünſche 
durch eine Erklärung vom Bundesratbstiſche aus meine Folgerung beſtätigt 
zu ſehen, daß auch nur durch eine vom Kanzler beantragte Anordnung des 
Kaiſers die einmal angeordnete allgemeine oder ſpecielle Stellvertretung 
wieder Nene werden kaun. 5 N 

Mit dem Abg. Hänel meine ich, wenn dieſes Geſetz een Di nr 

uſche au 

egierungstiſche — Fa muß der allgemeine 


lichen Regelung bedürftig, wenn es ſich um vorübergehende Verhinderung oder ſpecielle Stellvertreter für ſeine Handlungen, für eine Contraſignatur 


bandle. 


Die Bedenken gegen eine dauernde theilweiſe Vertretung, einen oder andere Verwaltungsacte, ſoweit nicht der Kanzler ſelbſt bei einzelnen 
Vicekanzler, ſollten zurücktreten gegenüber der beſonderen Rückſicht, die man Handlungen mitwirkt, verantwortlich ſein und gerade nur er. 


So weit alſo 


der Perſon des Fürſten Bismard ſchulde, ohne deſſen Function man das der Kanzler nicht mitgewirkt hat bei einzelnen Handlungen, iſt die Verant⸗ 
Reich ſich jetzt kaum denken könne. Die Vertretung in einzelnen Amts: wortlichkeit für dieſe Handlungen auf den Stelloertreter iu nee en d. b. 
zweigen ſei doch wohl als dauernd aufzufaſſen und enthalte ſeines Erachtens die politiſche Verantwortlichkeit, denn eine juriſtiſche kennt unſere Verfaſſung 
eine Verfaſſungsäͤnderung. Ihre Zulaſſung ſei praktiſch geboten, aber er ebenſowenig, wie die anderer Länder und etwas Anderes wird auch von 
verwabre ſich, in dieſer Form ein verantwortliches Reichminiſterium nach dem Abg. Hänel nicht verſtanden werden. Die Verantwortlichteit, welche 
conſtitutioneller Doctrin ſchaffen zu wollen. Das paſſe nicht in den Rabmen bei dem Kanzler hiernach noch bleibt, wird die für diejenigen Reſſorts fein, 
der Reichsverfaſſung, der aus realen Verhältniſſen erwachen ſei, in der bei welche er in feiner eigenen Verwaltung behält, ſowie die Verantwortlichkeit 
Umgeſtaltung im Sinne jener Doctrin das monarchiſche Element, das im IM die Akte, in die er auch nach der Stellvertretung ſelbſt eingreift. Das 
Bundesrath an Verirelung finde, geſchädigt werde. Ein Reichsminiſterium ſchließt nicht aus, daß bie allgemeine jogen. hiſtoriſch⸗politiſche Verantwort⸗ 
neben dem Bundesrathe jet factiſch unmöglich und die Einbeit der Verwal- lichkeit für den ganzen Gang der Verwaltung, für die Einheitlichkeit der⸗ 
tung durch einen verantwortlichen Kanzler im Intereſſe des Reiches geboten. ſelben, für die Auswahl der Perſonen beim Reichskanzler bleibt; aber das 
Das vraktiſche Bedürfniß fordere für die dazu geeigneten Verwaltungszweige iſt nicht die Verantworklichkeit, von der bier geſprochen worden ilt und von 
des Reiches Verwaltungschefs mit einer gewiſſen Selbſtſtändigkeit, mit einer der J 17 der Verfaſſung handelt. Was die Verhältntſſe im Einzelnen an⸗ 
Verantwortung für ihr Reſſort. Aber die moraliſche und politiſche Verant⸗ betrifft, fo wird eine Erörterung des § 3 beſſer in der Specialdiscuſſion 
wortung für die Geſammtverwaltung maſſe in einer Hand ruhen und dem erfolgen. Ich will hier nur hervorheben, daß dieſer ‚Paragraph in der urs 
Reichskanzler die Stellung des Premiers im eminenten Sinne gewahrt ſprünglichen preußiſchen Vorlage dem Vernehmen nach nicht geſtanden hat: 
bleiben. Seinen Vertretern dürfe nur die Mad, die er ſeldſt verſaſfungs⸗ die Nothwendigkeit deſſelben iſt mir aus den lurzen Motiven nicht recht 
mäßig habe, übertragen, dem Kanzler ſelbſt aber müſſe das Recht zu ſelbſt⸗! deutlich geworden. Dieſer § 3 kann leicht zu Mißverſtändniſſen führen 


daß dieſer Paragraph entweder ganz wegfiele oder eine andere Faſſung be: 
55 das erſtere halte ich für um jo zuläſſigen, als der Gedanke, daß bei 
der Stellvertretung, ſei fie allgemein oder ſpecktell, der Kanzler nicht vollitän- 
dig auf jede Amtsthötigkeit verzichten kann und wird, in einern gewiſſen 
Grade ſelbſtverſtändlich iſt und bei jeder Stellvertretung das Maß der Be⸗ 
ſugniſſe des einzelnen Stellvertreters ap geordnet werden kann. 

Ir $ 1 beißt es, daß der Kaiſer einen Stellvertreter ernennen kann, 

im Falle der Behinderung des Reichs tanzlers. Es iſt nicht zu leugnen, daß 
dieſer Ausdruck mißverſtanden werden kann; indeſſen nach der Natur der⸗ 
jenigen Verhältniſſe, welche dieſe Vorlage veranlaßt haben und nach den 
Motiven, worin auf den ungemein geſteigerten Geſchäftsumfang des Reichs⸗ 
kanzlers hingewieſen wird, möchte ich es als zweifellos bezeichnen, daß nicht 
etwa blos von der Abweſenheit des Reichskanzlers von Berlin oder von 
einer etwaigen Erkrankung die Rene iſt, ſondern auch von der Behinderung, 
die darin liegt, daß bei dem geſteigerten Geſchäftsumfange ein Einzelner 
gar nicht im Stande iſt, auch irı Berlin alle dieſe Geſchäfte zu bewältigen. 
Am bedeutungsvollſten find ꝛneiner Meinung nach die Beſtimmungen des 
8 2, wo neben der allgemeirien Stellvertretung auch eine Stellvertretung 
angenommen werden kann für die einzelnen Amtszweige, welche ſich in der 
eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden. Das Be⸗ 
dürfgiß einer allgemeinen Stellvertretung hat ſich im vorigen Jahre bei 
den Verhandlungen über den Urlaub ganz klar herausgeſtellt. Was die 
Anordnung der Stellver/retung für die einzelnen Reſſortchefs betrifft, ſo 
AUnterſcheidet § 2 zwiſchen denjenigen Amtszweigen, welche ſich in der eigenen, 
unmittelbaren Verwaltang des Reiches befinden und denjenigen Amts⸗ 
zweigen, bei denen daß Schwergewicht in die Aufſicht fällt. Aus den Mo⸗ 
tiven geht hervor, daß man nach dieſen allgemeinen Geſichtspunkten ſcheiden 
wollte. Für die Amtszweige mit überwiegend eigener Verwaltung hat man 
nach § 2 die Stellvertretung zugelaſſen, bei den anderen hat man fie ab⸗ 
lehnen wollen. Bei manchen Berwaltungszweigen könnte es ſtreitig ſein, 
u welcher von beiden Kategorien ſie gehören, und falls man der in der 
Vorlage gemachten Unterſcheidung zuſtimmen will, wäre es erwünſcht, daß 
in dem Geſetze ſelbſt die einzelnen Verwaltungszweige nach Maßgabe dieſer 
Unterſcheidung aufgeführt werden. 

Eine ſolche Aufzählung wird mit Schwierigkeiten verknüpft ſein, denn 
durch eine Aenderung der Geſetzgebung kann ein Verwaltungszweig, der 
augenblicklich nur eine geringe eigene Verwaltung wahrzunehr en hat, eine 
ſehr eibebliche bekommen, wie das ſchon öfter der Fall war. Deshalb wird 
man in der Hoffnung auf eine richtige Anwendung der Unterſcheidung 
von der Aufzählung wohl abſehen müſſen. Die Unterſcheidung ſelbſt, daß 
man die Stellvertretung des Reichskanzlers nicht will in den Zweigen, bei 
welchen es ſich nur um die Handhabung von Aufſichtsrechten handelt, führt 
uns auf das Gebiet, welches der Vertreter von Baiern betreten hat. Hier 
bandelt es ſich um Befugniſſe und Gerechtſamen der Einzelſtaaten, welche 
Reichstag und Reichsverwaltung ſtets auf das Loyalfte reſpectiren werden, 
wie ſie es jeit zehn Jahren gethan haben. Aber wenn der Fall eintreten 
ſollte, daß das Reich zu der äußerſten Conſequenz feines Auſſichtsrechtes, 
zur Anwendung von Zwang gegen Einzelſtaaten kommen müßte, und wenn 
dazu der Beſchluß des Bundesrathes hinzukommen müßte, dann könnten 
allerdings Reibungen und Zwieſpalt zwiſchen Reichsregierung und Einzel⸗ 
ſtaaten entiteben, welche im Wiederholungsfalle wirklich bedenkliche Verhält⸗ 
niſſe im Reiche ſelbſt hervorrufen können. Hegt man bei den Regierungen 
der Einzelſtaaten derartige Befürchtungen, dann könnte man wohl durch 
eine ſolche Unterſcheidung derartigen Eventualitäten vorzubeugen verſuchen. 
Legen die Einzelſtaaten darauf großen Werth, daß in dieſer Hinſicht eine 
Beſchränkung gemacht wird, ſo ſollten wir dem nicht entgegentrelen. Es 
fragt ſich nun, ob der Fortſchritt, den wir mit dieſem Geſetz machen wollen, 
jo werthboll iſt, daß man es auch in dieſer unvollkommenen Geſtalt an: 
nehmen kann. 

Die Verhandlungen der letzten Woche haben doch unzweifelhaft darge⸗ 
than, daß eine Aenderung in der Organiſation der Reichsverwaltung, na⸗ 
mentlich in der Reichsfinanzverwaltung unumgänglich nothwendig iſt. Ich 
müßte für dieſes Geſetz ſtimmen, auch wenn es dem Reiche nichts weiter 
als eine verantwortliche Finanzverwaltung brächte. (Sehr richtig.) Wir 
haben das Bedürfniß einer organiſchen Gliederung der Reichsverwaltung 
ſchon im Jahre 1871 erkannt, und leider ohne Erfolg beantragt. Nach und 
nach haben auch die Regierungen dieſes Bedürfniß empfunden und ſo ſind 
die einzelnen Reichsämter entſtanden. enn auch der Reichskanzler allein 
die Verantwortlichkeit für dieſelben trug, ſo folgt daraus noch nicht, daß ſich 
die Reſſortchefs deshalb nicht genügend entwickeln konnten. 
lediglich von den betreffenden Perſönlichkeiten ab. (Sehr 18 008 Derjenige 
Reſſortchef, welcher einen geſteigerten Reſſortpatriotismus beſitzt und ſich 
ſeiner wichtigen Stellung bewußt iſt — und wir haben ſolche Reichsbeamte 
— deren Reſſort iſt trotz der untergeordneten Stellung ſeines Leiters gut 
geführt und tritt äußerlich auch als ſelbſtſtändiger Verwaltungszweig her⸗ 
vor, während andere das Gefühl eines Geheimen Raths nicht überwinden 
und keinen ſelbſtſtändigen Gedanken erfaſſen können; ein ſolches Reſſort ver⸗ 
kümmert. Bringt uns dieſe Vorlage nun ein Reichsfinanzamt, dann kann 
für die Reichsfinanzen und für die einzelnen Verwaltungszweige eine erheb⸗ 
liche Verbeſſerung geſchaffen werden. Die Aufgabe der Finanzminiſter in 
den Einzelſtaaten iſt Bas die Balancirung der einzelnen Budgets, als 
vielmehr die ganze Verwaltung mit ihren Bedürfniſſen im Zuſammenbange 
der Jahre im Auge zu behalten. Eine gleiche Aufgabe hätte die Reichs⸗ 
finanzverwaltung unter der höheren Leitung des Kanzlers. Hätten wir eine 
ſolche Reichsfinanzverwaltung, dann wären uns Zuſtände erſpart geblieben, 
wie ſie bei der Berathung der Steuervorlagen neulich zu Tage getreten find. 
Soll das Reichsfinanzamt ſeine Aufgaben mit Erfolg löſen, dann muß ein 
richtiges Verbäliniß zwiſchen der Reichsfinanzverwaltung und der Finanz⸗ 
verwaltung der Einzelſtagten hergeſtellt werden. Wir haben dem Reiche die 
indirecten Steuern und Zölle und den Einzelſtaaten die directen Steuern 
als Einnahmen überwieſen. 

Die Einzelstaaten können ihre Bedürfniſſe aber nur befriedigen durch 
eine ſtärkere Anſpannung der indirecten Steuern; das iſt die Meinung mei⸗ 
ner politiſchen Freunde. Wenn durch eine Vermehrung der eigenen Ein 
nahmen des Reichs nicht eine Steuererleichterung in den Einzelſtaaten her⸗ 
beigeführt wird, dann wird kein Reichsſinanzminiſter mit Ausſicht auf ron 
eine Steuerborlage im Reichstage einbringen. (Sehr richtig!) Eine ſolche 
Vorlage muß große Summen bringen und die Matricularbeiträge faſt ganz 
bejeitigen, vielleicht ſogar die Möglichkeit gewähren, an die Einzelſtaaten 
noch Summen abzuführen. Naturgemäß iſt die nothwendige Verbindung 
der Reichsfinanzverwaltung mit derjenigen der Einzelſtaaten durch die engere 
Verbindung mit der preußiſchen herzuſtellen. Hier iſt auch am wenigſten die 
Beſorgniß der Einzelſtaaten vor Uebergriffen der Reichsverwaltung begründet. 
Ich möchte in dieſer Hinſicht auf eine Aeußerung den Abg. v. Stauffenberg 
zurüdkommen, die, wie ich gehört habe, Mißverſtändniſſen aus c iſt. Er 
bat, als ein, allerdings in einem bairiſchen Bezirke gewählter 9 geordneter, 
bei ſeiner vortrefflichen Rede über die Steuern geſagt, daß in den einzelnen 
Staaten Vorausſetzungen noch eintreten müßten, um in dieſem Reichstage 
eine Mehrheit für eine ſolche große Neubewilligung zu gewinnen. Ich glaube, 
daß auch Jemand, der nicht in einem preußiſchen Bezirke gewählt iſt, bei 
der Motiotrung derjenigen Steuerreform, welche er für wünſchenswerth hält, 
auf einzelne, übrigens auch bekannte Verhältniffe in dem größten deutſchen 
Bundesſtaat binweiſen darf. (Sehr wahr.) Ich z. B. würde mich bei einer 
ſolchen re gar nicht geniren, über Verbältniffe in Baiern oder 
Sachſen zu ſprechen, wenn ich erfahren oder officiell habe einſeben können, 
daß die dortigen Finanzſchwierigkeiten fo große find, daß man ſchon zu einer 
Höheren Anſpannung der directen Steuern übergeben muß, daß da alſo ein 
Motiv mehr vorhanden iſt, auf eine Steuerborlage, die uns im Uebrigen 
nicht ungccevtabel erſcheint, einzugehen, und mehr bat Seitens des Abg. 
v. 1 nicht beabſichtigt werden können. Im Uebrigen glaube ich 
alletvings, daß jedes Finanzunternehmen bier im Reichstage auf unüber: 
windliche Schwierigkeiten ſtoßen wird, wenn nicht klar geſtellt wird, daß die 
großen Mehreinnahmen, welche aus indirecten Steuern genommen werden 
ſollen, durch die Erleichterungen, welche fie an den Matricularbeiträgen oder 
durch directe Zuführung von Summen aus dem Reich den Einzelſtaaten ge: 
währen, zu denjenigen jährlichen Erleichterungen in den Perſonalſteuern ber 
zu ee die Landesvertretung in biefen einzelnen Ländern für 
A tq et. 

Wenn man dieſe Frage auf dieſes engbegrenzte praktiſche Gebiet be⸗ 
schränkt, dann Mae 5 daß ſie zu löſen ſein wird. Was I Verhältniß 
der Finanzen im Reiche zu den Einzelſtaaten betrifft, ſo habe ich ſchon früher 


Zulſchen dem Kanzler und feinem Stellvertreter, und ich würde en e 


1 u 
darauf hingewieſen, daß ein Verwalter der Reichsſinanzen, wenn er ohne V 


Räckſicht auf die Finanzen in den Einzelſtaaten vorgeht, niemals in die 
Gefahr eines Deficits kommen kaun. Was da nothwendig iſt, wird in 
Form von Matricularheiträgen erhoben und ſo ſteht es auch in dieſem 
Jabre, wo wir ein Defieit von 28% Millionen vor uns haben. Wenn 
man aber die Reichsfinanzen und Finanzen der Einzelſtaaten berückſichtigt 
und weiß, daß 28% Millonen % derſelben mehr für Preußen bedeuten und 
ähnliche Summen für andere Staaten, dann muß es klar werden, daß man 


die Sache mit Erfolg nur zuſammenhängend in Angriff nehmen kann. bei dieſer Gelegenheit auch beiont, daß, 
n nr. IU, J 0 ſich über | werden ſollten, 
dieſelbe zu verſtändigen, hier im Reichstage und auch mit den verbündeten! Erhaltung der 


Was nun die Vorlage betrifft, jo voffe ich, daß es gelingen wird, 


Das bängt 


Regierungen; die Fan ace die wir bier auf dem Gebiete der Reichsver⸗ 
wolltung machen, find do nichts, was den Einzelſtaaten fremd oder gar 
feindlich wäre. Die einzelnen Staaten und die einzelnen Regierungen 
bilden ja zuſammen das Reich. Wenn ſich jetzt das Bedürfniß nach einer 
Verbeſſerung und Kräftigung der Reichsverwaltung berauggeftellt hat, fo 
kommt das, was hier gewonnen wird, direct und indirect allen einzelnen 
Ländern zu Gute. Das, was hier geſchaffen werden ſoll an verbeſſerter 
Verwaltung, bewegt ſich auf dem Boden der Verwaltung, welche das Reich 
ſchon bat; es wird nicht beabſichtigt, dieſe Verwaltungsbefugniſſe durch die 
Vorlage zu erweitern. Ich hoffe, daß die Art und Weiſe, wie die Verwal⸗ 
tung bislang durch den Reichskanzler geleitet worden iſt, die einzelnen Re⸗ 
gierungen ſicher ſtellt, daß ſie nicht ernſtliche Beſorgniſſe zu hegen brauchen, 
daß ein ſolcher Fortſchritt, wie er in einer verbeſſerten Verwaltung liegt, 
ihnen gefährlich werden könne. (Lebbafter Beifall.) 

Würtembergiſcher Staatsminiſter v. Mittnacht: Der Vorredner, dem 
wir für ſeinen planvollen Vortrag zu Dank verpflichtet ſind, hat die Ver⸗ 
muthung ausgeſprochen, daß noch andere deutſche Regierungen als die 
bairiſche der Einrichtung von Reichsminiſterien widerſtreben. Ich habe dieſe 
Vermuthung als durchaus zutreffend zu bezeichnen (Heiterkeit links) und 
ſpreche aus, daß auch die würtembergiſche Stimme gegen die Vorlage ab⸗ 

egeben worden wäre und hätte abgegeben werden müſſen, wenn in der⸗ 
ſelben die ſelbſtſtändigen verantwortlichen Reichsminiſterien in der gewöhn⸗ 
lichen Form der Bedeutung enthalten wären. Darüber, daß dies nicht der 
Fall iſt, war man im Bundesratbe einverſtanden, und es darf conſtatirt 
werden, daß keine Regierung verſucht hat, eine Amendirung der Vorlage in 
dieſer Richtung in Anregung zu bringen. Auf die Frage der ſelbſtſtändigen 
verantwortlichen Reichsminiſterien will ich materiell nicht eingehen, aber für 
eine Panacee gegen alle Uebel, die man derzeit der Reichsregierung nach⸗ 
ſagt, möchte ich fie doch nicht halten. Wir haben überall in den Einzel” 
ſtaaten verantwortliche Miniſterien, und wie viele Regierungen ſinds es, mit 
deren Leiſtungen Jedermann zufrieden iſt? (Große Heiterkeit.) Man ſagt, 
man bedürfe der Reichsminiſterien Ur die Initiative der Geſetzgebung; nun 
Sterilität kaun man der Geſetzgebung des deutſchen Reiches jedenfalls nicht 
zum Vorwurf machen. (Sehr richtig! im Centrum) Es ſoll dann ferner 
eine nähere Verbindung zwiſchen der preußiſchen und der Reichsregierung 
berbeigeführt werden. Wie ſind denn die Verhältniſſe jetzt? Wie werden 
denn die Reichsgeſetze gemacht? Sie werden entworfen in den preußiſchen 
Miniſterien oder in den Reichsämtern, und von den letzteren auch nur in 
Benehmen mit der preußiſchen Regierung und theilweiſe nach langen Ver⸗ 
handlungen mit den preußiſchen Miniſterien, deren Ausgang wir Andern 
ruhig abwarten. (Heiterkeit) Und wie werden denn dieſe Vorlagen im 
Bundesrathe behandelt? Macht denn der Bundesrath große principielle 
Schwierigkeiten? Im Gegentheil, der Bundesrath giebt oft in unglaublicher 
Zeitkürze feine Zuſtimmung (Heiterkeit), ohne daß er principielle Aenderungen 
vorzunehmen für angemeſſen hielte. 

Wie werden denn die Penn bier vertreten? Von den preuißſchen 
Miniſtern, vom preußiſchen Juſtiz⸗ oder Finanzminiſter und deren Com⸗ 
miſſarien, von den Vorſtänden der Reichsämter oder deren Commiſſarien. 
Und mit der Verantwortlichkeit iſt es auch nicht fo, daß Jemand aus dem 
Bundesrathe meint, ihn treffe in Reichsangelegenheiten keine Verantwort⸗ 
lichkeit. Wir find uns dieſer Verantwortlichkeit bewußt, wenn ſie auch keine 
juriſtiſche oder formelle iſt. Daß in all' dieſen Dingen eine plötzliche Wen⸗ 
dung zum Beſſeren eintreten werde, wenn ſelbſtſtändige Reichsminiſterien 
eingeführt werden, kann ich kaum glauben. Ich halte dieſelben nicht für ein 
Zaubermittel, welches, wenn man ſich nur entſchließen könnte, es anzuwenden, 
alles Andere von ſelbſt mit ſich brächte: Initiative, ſchöpferiſche Ideen, Re⸗ 
formen und Uebereinſtimmung mit der Majorität der Volksvertretung. Ich 
erlaube mir zur Begründung des würtemberg'ſchen Votums überzugeben. 
Nach der Auffaſſung der würtembergiſchen Regierung wird der Bundesrath 
niemals einer Vorlage zuſtimmen können, die ſich auf die Organiſation von 
ſelbſtſtändigen verantwortlichen Reichsminiſtern beſchränkt (Unruhe), ohne die 
Rechte der im Bundesrath bertretenen Regierungen in ausreichender Weiſe 
u verbürgen. In dieſem Hauſe iſt von jeher und heute wieder von dem 
Vorredner einleuchtend dargelegt worden, wie die Organiſation der Reichs⸗ 
regierung in einem untrennbaren innigen D mi} der Stellung 
des Bundesraths und feinen Rechten und Befugniſſen ſtehe. Man kann 
nun doch wohl nicht erwarten, daß die deutſchen Regierungen zu der Or⸗ 

aniſation von Reichsminiſterien die Hand bieten und ihre Rechte und Be⸗ 
ee kurz die ganze Exiſtenz des Bundesraths einer ungewiſſen Zukunft 
überlaſſen. Dieſe Dinge müßten wenigſtens zuſammen behandelt werden 
und darauf werden die deutſchen Regierungen unter allen Umſtänden be⸗ 
fteben. Würden fie das nicht thun, jo würden fie den Bundesrath einfach 
auf Gnade oder Ungnade ausliefern. 8 he 

Wie der Bundesrath ſelbſtſtändigen verantwortlichen Reichsmin iſtern 

egenüberſtehen würde, das erlauben Sie aus meiner Heimath Würtemberg 

bnen zu erläutern. Einem Würtemberger wird das Verhältniß ſofort klar, 
wenn er an den würtembergſchen geheimen Rath denkt. Dieſem geheimen 
Rath, der aus nicht verantwortlichen hoben Beamten und den berantwort: 
lichen Miniſtern zuſammengeſetzt it, werden alle Entwürfe der verantwort⸗ 
lichen Miniſter in wichtigen Dingen, Geſetze oder Verordnungen, vorgelegt. 
Der geheime Rath beſchließt darüber bis in die letzten Ginzelheiten und 
dann, nach erfolgter Genehmigung des Staatsoberhauptes, bekommt der ver⸗ 
antwortliche Miniſter ſeine Vorlage aus dem geheimen Rath zurück. Der 
Miniſter hat dann die Wahl, etwas ganz anderes, als er urſprünglich vor⸗ 
geſchlagen, dem Lande gegenüder zu vertreten oder zurückzutreten. Ein 
ſolches Verhältniß iſt doch nur möglich, wenn das betreffende Collegium die 
äußerſte Reſignation übt und von ag Herr davon abſieht, irgend einmal 
principielle Schwierigkeiten zu machen. Wir können uns aber darüber nicht 
beſchweren und dennoch hat die würtembergiſche Kammer den geheimen Rath 
ſteis bekämpft und angegriffen als inconſtitutionell, weil dadurch die Mi⸗ 
niſterverantwortlichkeit verdunkelt wird. Und dabei beſteht noch ein zwei⸗ 
facher Unterſchied. Die würtembergiſchen Geheimraths⸗Mitglieder können 
jeder Zeit entlaſſen werden, während dies bezüglich der Bundesraths⸗Mit⸗ 
glieder anders iſt. Ferner iſt das würtembergiſche Staatsoberhaupt nicht 
gehalten, den Beſchlüſſen des geheimen Raths Folge zu geben, es kann die 
enigegenſtehenden Anträge der Miniſter acceptiren. Stellen Sie dem 
Bundesrath ſelbſtſtändige, verantwortliche Reichsminiſter gegenüber, jo muß 
entweder der Bundesrat) ſich beqnemen, überall, oder wenigſtens öfter, 
ſeiner Ueberzeugung widerſprechend „Ja“ zu ſagen, oder es wird die Mi⸗ 
niſterkriſis eine permanente. . 

„Der Reichstag wird ſich natürlich auf Seite der verantwortlichen Reichs⸗ 
miniſter ſtellen, und dann beginnt der Krieg gegen den Bundesrath, zus 
nächſt auf dem Wege des Verlangens einer Verweigerung der Rechte des 
Bundespräſidiums unter Abänderung des Art. 16 der Verfaſſung und von 
da in Conſequenz immer weiter in derſelben Richtung. Deshalb müſſen Sie 
es für ganz natürlich finden, wenn die Regierungen 11 5 85 Wir wollen 
keine verantwortlichen und ſelbſtſtändigen Reichsminiſter, wofern nicht die 
Verhältniſſe zum Bundesralh klar gelegt werden und wofern nicht die Rechte 
der im Bundesrath vertretenen Regierungen in einer durchaus befriedigenden 
und ſichernden Weiſe verbürgt ſind. Ob überbaupt Bundesrath und 
ſelbſtſtandige verantwortliche Reichsminiſterien neben einander beſtehen 
können, darüber will ich mich jetzt nicht aussprechen. Es könnte ja von 
ar eine Löſung gefunden werden, aber ich möchte bezweifeln, daß ein 
olches Nebeneinanderbeſtehen je möglich ſein kann. Jedenfalls ſind wir 
noch weit von einer ſolchen Löſung entfernt, und deshalb ſollte man, glaube 
ich, ſich zuſammenfinden bei dem gegenwärtigen Entwurf, der allerdings 
kein eigentliches Organiſationsgeſetz iſt, der aber einem ent deen 
praktiſchen Bedürfniſſe in praktiſcher Weiſe abhilft in einer Weiſe, bei der, 
wie ich glaube, diejenigen Regierungen beſtehen können, welche an den 
Rechten feſthalten, welche die gegenwärtige Verfaſſung ihnen ertheill. Daß 
wir darin ſchon zu e AD Conceſſionen gemacht haben, wird Ihnen 
80 un en folgenden Redner des Näheren auseinandergejegt werden. 

eiterkeit. 

„Abg. Windthorſt: Der Entwurf, fo wie er liegt, bat meinen Beifall 
nicht, weil er in ſich unklar iſt und auf halbem Wege ſtehen bleibt. Dabei 
verkenne ich nicht die Nothwendigkeit, daß eine Stellvertretung eingerichtet 
werden muß für den Fall, daß der Reichskanzler durch Abweſenheit oder 
Krankbeit an der Ausübung ſeines Amtes behindert iſt. Allein dieſe Ein⸗ 
richtung iſt bereits vorhanden und ich bin der Anſicht, daß weiter nichts 
nothwendig iſt. Denn, wenn der Kaiſer das verfaſſungsmäßige Recht hat, 
den Reichskanzler dauernd zu ernennen, ſo hat er folgerichtig auch das 
Recht, für Fälle zeitweiliger Verhinderung einen Stellvertreter mit voller 
erantwortlichkeit zu ſubſtituiren. Genau jo wie es 1872 mit Herrn Del: 
brück geſchehen iſt, der zum vollen Stellvertreter ernannt wurde, die Ordres 
des Kaiſers ſignirte, überhaupt die wichtigſten Geſchäfte erledigte. Dieſen 
Geſichtspunkt dabe ich bereits vergangenes Jahr geltend gemacht und die 
damals getroffene Einrichtung nur bemängelt, weil nicht volle Stellvertre⸗ 
tung geſchaffen wurde, weil der beurlaubte Reichskanzler die volle Verant⸗ 
wortlichkeit behielt und feine Stellvertreter nur die laufenden Geſchäfte er⸗ 
ledigen und vor Allem, weil es zwei Stellvertreter ſein ſollten. Ich habe 
e wenn Reichsminiſterien geſchaffen 
als nothwendiges Correlat Garantien für die ungeſchmälerte 


wir Reichsminiſterien, fo müſſen wir auch ſolche Bürgſchaften haben. Darin 
ſtimme ich dem Bundescommiſſar für Würtemberg und wie ich zu meinet 
Be Befriedigung Jagen kann, auch dem für Baiern bei. (Heiterkeit. 
enn ſomit ein neues Geſetz nicht erforderlich iſt, inſoweit es ſich bei der 
Stellvertretung blos um Abweſenheit oder Krankheit des Reichskanzlers ban⸗ 
delt, ſo liegt die Sache freilich anders, wenn die Verhinderung aus der 
Ueberfülle der Geſchäfte motivirt wird. Da iſt allerdings die geſetzliche Re⸗ 
gelung nothwendig. 
Ich concedire ohne Weiteres den Generalvertreter und bin auch bereit, 
ihn Vicekanzler zu nennen, wenn damit denjenigen ein Gefallen geſchieht, 
die Ausſicht haben, es zu werden. (Heiterkeit) Aber weiter kann ich nicht 
7 85 und mich namentlich mit dem nicht befreunden, was für Herrn bon 
ennigſen die Hauptjahe war, mit der ſelbſtſtändigen Bildung von eins 
zelnen Verwaltungszweigen und namentlich ſeinem Reichsfinanzamt vermag 
ich keinen Geſchmack abzugewinnen. Seine ganze Ausführung ſpitzte ſich 
auf dieſen Punkt zu, ein postcogitatum gleichſam zu den neulichen Ver⸗ 
handlungen über die Steuervorlagen. Wenn freilich die Schaffung des 
Finanzamts das bewirken würde, was Herr von Bennigſen verhieß, dann 
wäre ich ſehr dankbar, denn alsdann wären wir aus allen vecuniären 
Nöthen und ein beſſeres, glänzenderes Reſultat iſt ja nicht zu wünſchen. 
Leider hat er gar keine praktiſchen Gedanken verrathen, woher denn das 
nöthige Geld beſchafft werden ſoll, und ich lege in ſolchen Dingen ein 
größeres Gewicht auf das Recept ſelbſt, als auf den Apotheker, der das 
Recept erſt beſchaffen ſoll. Wenn ich nun im Einzelnen auf die Vorlage 
eingehe, ſo baben uns die Erklärungen der Bundescommiſſare für Baiern 
und Mürtemberg darüber aufgeklärt, weshalb gerade dieſe Form gewählt 
worden iſt. Sie glaubten durch Organiſation der Stellvertretung am wirk⸗ 
ſamſten das Syſtem der Reichs miniſterien u bekämpfen. Allein dies iſt 
ein Irrtbhum, denn es wird bier gar nichts Beſtimmtes geſchaffen, ſondern 
alles Weſentliche bleibt im Unklaren. An eine eigene Verantwortlichkeit der 
Stellvertreter iſt, wie § 3 ergiebt, gar nicht gedacht worden. Ueber die defi⸗ 
nitive oder nur proviſoriſche Dauer der Stellvertretung iſt nichts beſtimmt. 
„Behinderung“ iſt ein wenig deutlicher Ausdruck; in den Motiven heißt es 
wenigſtens „perſönliche Behinderung“; dies wäre etwas genauer, denn dann 
müßten die Hinderungsgründe in der Perſon des Reichskanzlers liegen. 
Dieſe wenig präciſe Ausdrucksweiſe, die Vermengung ganz verſchiedenarlger. 
Geſichtspunkte muß die ſchwerſten Bedenken erregen. 

Ferner bleibt unklar, warum die Stellvertretung nur auf Antrag des 
Kanzlers eintreten ſoll. Es müßte genügen wenn ausgeſprochen würde, 
daß der Kaiſer die Stellvertreter ernenne, denn es iſt ja ſehr wohl der 
Fall möglich, daß der Kanzler behindert iſt und einen Antrag nicht ſtellen 
kann. Ganz verſchwimmend ſind die Specialſtellvertreter in § 2 charakte⸗ 
tiſirt; die einzelnen Reſſorts hätten genau genannt werden müſſen; eine jo 
unbeſtimmte Vollmacht, wie fie in § 2 gegeben iſt, kann ich nicht bewilligen. 
Hier ſind die Mitglieder des Bundesraths zu weit gegangen. § 3 wird es 
nach meiner Anſicht immer hindern, daß Männer, die irgend auf eigene 
Initiative und Selbſtſtandigkeit halten, die Stellvertretung übernehmen 
werden, denn der Reichskanzler kann ſie in jedem Augenblick lahm legen. 
Völlig ungenau iſt wieder $ 4, wo es heißt, „die Beſtimmung“ des § 15 
der Reichsberfaſſung werde durch dieſes Se nicht berührt. Ja, welche 
Beſtimmung denn? Artikel 15 hat mehrere Beſtimmungen. Die Vorlage 
iſt aber auch nur eine halbe Maßregel. Hierfür haben ſie die Liberalen 
früher ſelbſt gehalten, allein nachdem ſie eingeſehen haben, daß Reichs⸗ 
miniſterien vorläufig nicht zu erhalten ſind, wollen ſie ſich auch mit der 
Abſchlagszahlung begnügen in der Hoffnung, da 
finden werde. Das könnte man auf ſich beruhen laſſen, wenn die Vorlage 
nur wirklich eine dauernde und feſte Barriere gegen Reichsminiſterien wäre. 
Allein das iſt nicht der Fall; ſie iſt vielmehr nur die weitgeöffnete Thür 
für Reichsminiſterien (Woderſpruch). Soviel haben ja alle Redner mit Aus⸗ 
nahme des Herrn v. Helldorff anerkannt. Genau, was dieſe Vorlage will, 
wollten die Herren v. Bennigſen und Lasker im conſtituirenden Reichstage, 
genau dies, und damals bat ihnen der Reichskanzler klar und treffend nach⸗ 
gewieſen, daß eine derartige Einrichtung eine capitis diminutio des Sou⸗ 
beränitätsrechts der Einzelſtaalen fein würde. Die Specialſtellvertreter find 
eine große Gefahr für die Einzelitähten; auch hier iſt der Bundesrath zu 
weit gegangen. 5 f g 

ch komme bei der Gelegenheit nochmals auf das Reichsfinanzamt, das 
ſelbſtſtändig gemacht werden ſoll. Hierzu iſt gar keine Nothwendigkeit vor⸗ 
handen, denn alle nöthigen Einrichtungen ſind vorhanden, um das Reichs⸗ 
nanzweſen gut und ordnungsmaäßig zu leiten. Als Graf Münſter und 
weſten ihre Anträge auf Einrichtung verantwortlicher Reichsminiſterien 
einbrachten, hielt ihnen der Reichskanzler mit der ihm eigenen ſchlagenden 
Klarheit vor, daß Alles in beſter Ordnung ſei und nichts Neues geſchaffen 
zu werden brauche. Genau ſo iſt es auch heute, und wenn nicht Hp 
ab wie es geben ſoll, jo tragen die Schuld daran nicht die Inſtitutionen, 
ondern die Perſonen. Genügen die Perſonen nicht, jo nehme man andere. 
§ 2 aber enthält die Keime oder ſchon die entwickelten Wurzeln für Reichs⸗ 
miniſterien, welche den Bundesrath vollſtändig paralyſiren müſſen und nie⸗ 
mals eingerichtet werden dürfen, ohne die nothwendigen Garantien für die 
Einzelſtaaten. Herr v. Bennigſen hat darauf hingewieſen, daß von parti⸗ 
culariſtiſcher Seite früher die Reichsminiſterien befürwortet worden ſeien. 
Ja, das iſt richtig, aber es iſt niemals geſchehen, ohne daß zugleich die 
unerläßlichen Bürgſchaften verlangt wurden, beiſpielsweiſe ein Staaten⸗ 
baus, eine Verfaſſungsbeſtimmung, wonach eine beabſichtigte Aenderung der 
Reichsverfaſſung an dem a 0 b t N 
muß. Sie geben uns dieſe Garantien nicht, und wir geben ihnen nicht die 
Reichsminiſterien. (Heiterkeit) Ich will gern nach beiten Kräften die 
unendlich ſchwere Frage löſen helfen, aber vor allen Dingen iſt Klarheit 
und genaue Begrenzung aller einſchlagenden Fragen nothwendig. ir 
ſehen am Geſundbeits-, am Eiſenbahnamt, wie ſehr Reichsbehörden, die 
ohne ſcharf abgegrenzte Competenz geſchaffen wurden, zu Uebergriffen geneigt 
En Ich beantrage die Ueberweiſung der Vorlage an eine Commiſſion von 
21 Mitgliedern. 

Um 47 Uhr verlangt Fürſt Bismarck das Wort, deſſen 1% Stunde 
dauernden Vortrag wir nur in ſeinen Hauptzügen wiedergeben können. 
Als ich zuerſt, hebt der Reichskanzler an, bei Sr. Majeſtät dem Kaiſer die 
Erlaubniß nachſuchte, den fr einzubringen, der zu der Vorlage Anlaß 
gegeben hat, die uns heute beſchäftigt und als zuerſt dieſe Thatſache bes 
kannt wurde, hat es mich überrascht, aus den öffentlichen Blättern zu ers 
ſeben, daß an dieſe ſehr einfache und durch die Sachlage als geſchäftlich 
nothwendig indicirte Vorlage ſich ein jo geſteigertes Maß von Befürchtungen 
einerſeits und unitariſchen Beſtrebungen und von Wünſchen und Hoffnungen 
andererſeits auf Beſtrebungen in dieſer Richtung geknüpft haben. Auch 
unſere heutige Discuſſion wird im Ausland in jo fern Verwunderung ers 
regen, als man ſchon aus den erſten Reden ſchließen konnte, daß über das, 
was uns weſentlich beſchäftigt, der Bundesrath und die große Mehrheit des 
Reichstags einig it und einig bleiben wird. Man hat im Auslande viel⸗ 
leicht feinen richtigen Maßſtab von der Neigung, die uns Deutſchen bei⸗ 
wohnt, nicht den täglihen Bedarf der Geſetzgebung zu abſorbiren, ſondern 
jede Gelegenheit zu ergreifen, um tiefer gehende, theoretiſche oder doctrinaire 
Erörterungen des eigenen Verfaſſungszuſtandes, des Bodens, auf dem 
man ſteht, daran zu nüpfen. Es ift alſo — will ich dabei für Leute, die 
uns nicht kennen, erläutern — gewiſſermaßen ein Rendezvous auf beute 
verabredet, um eine der periodiſch eintretenden Kritilen unſerer Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen gegenſeitig vorzunehmen, die wir uch in dem Münſter⸗ 
Tweſtenſchen Antrag hatten und die uns allen friſch in der Erinnerung 
ift. Ich freue mich, daß dem Gedanken, dieſer Neigung durch Anträge eine 
praktiſche Geſtalt zu geben, von keiner Seite Ausdruck gegeben ift. 

Ich meine nicht Amendements; ich meine Anträge auf Verſaſſungs⸗ 
rebilion, Denn ich würde es bedauern, wenn eine jo junge und mühſam 
zur Welt gekommene Verfaſſung nun von Neuem lunditus rebivirt werden 
müßte. Ich bin wohl berechtigt, a jagen: von Grund aus; denn es han⸗ 
belt ſich um das Erſchuttern der Fundamente, die behufs der Machtverthei⸗ 
lung zwiſchen Reich, Bundesrath und Reichstag gelegt worden ſind, und die 
Erinnerung an die vergeblichen Verſuche, die wir in Frankfurt a. M. vor 
einem Menſchenalter gemacht haben, um theoretiſch dieſe Frage richtig zu 
löſen, ſollte meines Erachtens Jeden abhalten, an dieſen Gründlagen je 
rühren. Wollen Sie, daß dieſe Verfaſſung, die jetzt dem beutihen Reiche 
ein Maß von Einheit giebt, was es ſeit Jahrhunderten nicht gehabt hat, 
jeden Augenblick wieder in Frage geſtell! werde? Wollen Sie, daß die 
Einzelregierung ſich die Frage vorlegen dürfe, ob fie an eine modificirte Ver⸗ 
faſſung, die ihr durch Mehrheitsbeſchluß aufgedrungen wird, ſich noch in 
demſelben Maße zu halten moraliſch verpflichtet fer, als ſie es urſprünglich 
war? Dies ift der Grund, weg halb ich mich freue, daß die kritiſchen Reden, 
u denen die Verfaſſung den Stoff eben bergegeben bat, ſich nicht in bes 
kimmte Anträge aſtf Verfaſſungsreviſion verkörpert haben. Das Reden an 
und für ſich über dergleichen, was ſein könnte, was wünſchenswerth wäre, 
was vom ideellen, doctrinären Standpunkt erſtrebt werden könnte, iſt ja an 
ſich ein ziemlich unſchuldiges Vergnügen (Heiterleit), aber fo ganz unſchul⸗ 
dig, wie die Herren annehmen. doch noch immer nicht. Ich möchte ſogar 
behaupten, daß dte Stellung eines beſtimmten Antragez in mancher Be⸗ 
ziehung einen Vorzug bat, denn die Reden, die ſich nicht an einen positiven 


Rechte der Einzelſtaaten eingerichtet werden müßten. Wollengintrag anſchließ en, müſſen ſich faſt nothwendig auf eine Kritik des Des 


ß ſich das Weitere ſchon 


Widerſpruche jedes einzelnen Bundesſtaates ſcheitern 


febenden beſchränken, und es verbreitet ſich dadurch eine Empfindung, die 
die Herren ſich vielleſcht ſelbſt einreden, als ob das Beſtehende eigentlich 
ganz unerträglich ſei. N Ä 5 8 
Ich habe, bevor ich nach Berlin kam, in den Zeitungen einen gewiſſen 
Stimmungsausdruck gefunden, der mich zum Nachdenken brachte: was iſt 
eigentlich in Deutſchland geſchehen, daß wir uns in einer ſo duſtern oder 
niedergedrückten Stimmung bezüglich der Gegenwart, wie der Zukunſt be⸗ 
finden, wie die meiſten Blätter dieſelbe in ihren Leitartikeln ſchildern. Es 
bieß überall: ſo wie es ift, kann es nicht bleiben, es muß etwas geſchehen, 
dieſer Zuſtand iſt fürchterlich. el Nun, ift denn die Verfaſſung, 
unter welcher wir leben, wirklich fo ſchlecht und unerträglich? Theoretiſch 
läßt ſich ja vieles gegen fie ſagen, aber praktiſch ſind wir mit ihr doch wei⸗ 
ter gekommen, wie mit allen theoretiſchen Verſuchen. Sie hat ſich in Europa 
Ar ſehen erworben, was niemals geſcheben fein würde, wenn man fie dort 
für fo elend und verwerflich bielte, wie fie bei uns geſchildert wird. Ich fann 
in der Einſamkeit des Landlebens nach: was iſt meinen Landsleuten ge⸗ 
ſcheben, daß fie auf einmal fo viel ſchöner daran find, wie vor einem 
Jahre? Iſt es vielleicht die verhaltnißmäßige Ruhe und ſtete Entwickelung, 
in welcher wir uns im Vergleich zu anderen Ländern befinden, iſt es unſer 
roßes Maß von Frieden? Gewiß trägt das viel dazu bei, den thatendür⸗ 
tigen Herzen, die gerade keine weiteren, ſie anregenden und beſchäftigenden 
Aufgaben haben als im Winter im Parlamente das Volk zu vertreten, kommen 
nothwendigerweiſe im Sommer auf eine gewiſſe Unruhe, daß etwas ge⸗ 
ſchehen müſſe, das Reviſionsbedürfniß wird jo ſtark, daß es nur durch Krieg 
oder innere Kämpfe oder durch eine den ganzen Geiſt des tiefen Denkers 
beſchäftigende Kritik der unterſten Grundlagen unſerer Einrichtungen befrie⸗ 
digt werden kann. Wenn alle unſere Volksvertreter in der Lage wären, 
wie ich und viele von uns, daß ſie froh ſind, das Leben zu haben und ihre 
Geſchäfte beſorgen zu können, kaum glaub' ich, würden wir nicht fortwäh⸗ 
rend unſeren Geſundbeitszuſtand in dieſer bedenklichen und erregenden 
Weiſe untergraben. . 

Als dieſe Vorlage eingebracht wurde, N der Gedanke einer Ver⸗ 
faſſerungsänderung außerordentlich fern. er Reichskanzler war in dem 
urſprünglichen Verfaſſungsentwurfe für den Norddeutſchen Bund nicht mit 
den jetzigen Machtattributen bekleidet er ſollte das 118 was man in Frank⸗ 
furt einen Präſidialgeſandten nannte, der feine Juſtructionen von dem Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten empfing und ebenſo das Präfivium 
batte. Nun wurde durch den conſtituirenden Reichstag die Bedeutung des 
Reichskanzlers plötzlich zu der eines contraſignirenden Miniſters und nach 
der ganzen Stellung blieb ſie nicht mehr die eines Unterſtaatsſecretärs für 
deutſche Angelegenheiten im pröußiihen Miniſterium des Auswärtigen, wie 
urſprünglich die Abſicht war, ſondern wurde die eines leitenden Reichs⸗ 
miniſters. Dadurch entſtand die von mir und meinem Vertreter v. Savigny 
ſofort erkannte Nothwendigkeit, daß deutſcher Reichskanzler und preußiſcher 
Miniſterpräſident ein und dieſelbe Perſon ſein mußten. Es hat mich das, 
wie ich fürchte, einen Freund gekoſtet, aber die Ueberzeugung war bei mir 
durchſchlagend. In den Berathungen des Reichstags waren nun unfere 
Amendements eingebracht, welche die Abſicht hatten, die Stellvertretungs⸗ 
frage zu regeln, allein dieſelben wurden ausdrücklich abgelehnt. Der Con: 
traſignaturpunkt in § 17 blieb einigermaßen im Unklaren. Ich erinnere 
mich ganz gut, weshalb. f . 855 . 

Mir ſchien es, faſt möchte ich ſagen, nicht ſchicklich, ſo wie die Verfaſſung 
lag, daß ein Reichskanzler mit der miniſteriellen Contreſignaturbefugniß ſich 
ohne eine in der Verfaſſung ausdrücklich ausgeſprochene Mitwirkung des 
Kaiſers Jemanden ſubſtituiren könne, den der Kaiſer nun als contreſigni⸗ 
renden Miniſter aus der Hand des Kanzlers annehmen ſolle; ich babe da⸗ 
mals darüber meine Immediatvorträge gehalten, welche Ihnen ſchriftlich 
und mündlich den Beweis liefern, daß durchaus kein Expreß und kein Ver⸗ 
geſſen vorlag ſondern ich habe Sr. Majeſtät geſagt: Alle Anträge über 
dieſe Dinge ſind mit einer ſo geringen Majorität gefaßt, daß ich Bedenken 
trage, wieder daran zu rühren. Wir könnten dann leicht zu einer perſön⸗ 
5 Differenz kommen. Ich bin ſehr froh, daß wir etwas halbwegs An⸗ 
nehmbares, wenn auch nur mit einer Stimme Majorität, in der Beziehung 
gewonnen haben, obne zu einem Bruche der Verhandlungen mit den Re⸗ 
gierungen zu kommen, die wir unmöglich vergewaltigen konnten, ohne über 
das, wo fie zugeſtimmt haben, binauszugehen. Es ſtand ſchon damals feſt, 
daß die verbündeten Regierungen nicht auf die Anträge eingegangen wären, 
die damals mit einer Stimme Majorität abgelehnt wurden. Ich habe des⸗ 
halb darauf verzichtet, eine deutlichere Beſtimmung über die Stellvertretungs⸗ 
frage auch im § 17 anzuregen, indem ich Sr. Majeſtät dem Kaiſer ſagte: Das 
iſt eine Sache, die man ja in der dienſtlichen Praxis reguliren kann. Der 
Kaiſer oder damals das Präſidium, der König von Preußen, kann dem 
Kanzler befehlen, ich verlange jedesmal eine Genehmigung zu geben und 
ber Kaiſer kann den, der ſich nicht fügen will, an jedem Tage entlaſſen. 
Es iſt nicht nötbig, daß das Schicklichkeitsbedürfniß erfüllt wird auf die 
Gefahr bin, daß Majorität mit einer Stimme gegen uns in einer kitzlichen 
und ſchwierigen Sache ſich bildet. l x 

Ich bin aljo niemals zweifelhaft geweſen, zehn Jahre lang nicht, daß 
ich als Kanzler ganz berechtigt wäre, durch Subſtitution mit kaiſerlicher Ge: 
nebmigung mir einen Geſammt⸗Stellpertreter zu ſchaffen, auf den auch die 
Contraſignatur übergehen würde. Ich war mir von Hauſe aus um ſo we⸗ 
niger zweifelhaft darüber, als der Reichskanzler — ich will ſagen, mindeſtens 
bis zu der neuen Reviſion der Verfaſſung von 1870, vielleicht ſogar bis 
— Erlaß des Reichsbeamtengeſetzes von 1873 — einfach ein preußiſcher 

eamter war. Er war Beamter des Königs von Preußen, in deſſen Eigen⸗ 
ſchaft als „Präſidium“, wie man es neulich bezeichnet bat. Es konnte mir 
alſo gar lein Zweifel beikommen, daß nicht auch dieſen preußischen Präſidial⸗ 
miniſter jeder andere unter Umſtänden auch in der Contraſignatur werde 
vertreten können. Es kam dazu, daß ich einſach Jahre lang danach geban⸗ 
delt habe. Es iſt eine ganze Anzahl von königlichen Verordnungen, von 
Beamtenernennungen, ſogar ſolche, die nach den Wen aufgetauchten Streitig⸗ 
teiten ſehr zweifelhaft werden könnten, erfolgt. Wenn es zweifelhaft iſt, ob 
man die Competenz eines Richters vom oberſten Reichsgericht anfechten kann, 
wenn deſſen Ernennung nicht vom Kanzler contraſignirt iſt, ſondern von 
deſſen Stellvertreter, fo find das Fragen, die nachher erledigt werden müſſen. 
Der Reichskanzler führt dann aus, wie erſt die Debatte des vorigen Jahres 
über ſein Urlaubsgeſuch die Anregung zu den Zweifeln über ſeine Contra⸗ 
ſignatur gegeben habe; damals habe der Staatsminiſter von Bülow zuge⸗ 

eben, daß in der Contraſignatur eine Vertretung nicht beabſichtigt fei 
—— aber allen Zweifeln entgegenzutreten, ſei die Vorlage ausgearbeitet 
orden. 

In Bezug auf die Vertretung durch die Cheſs der einzelnen Reſſorts 
ſei die Interpretation zweifelbaſter, als in Betreff der Geſammtvertretung. 
Das Bedürfniß einer Vertretung in den Reſſoris braucht wohl nicht erſt 
motivirt zu werden; es handele fi dabei um eine Geſchaftserleichterung. 
Die Verwaltung von Elſaß⸗Lothringen erfordere die meiſten Contraſignaturen. 
Der Geſammiſtellvertreter ſollte immer derjenige a. der ſtellvertretender 
Miniſterpraſident in Preußen it; denn er, der Reichskanzler, babe ſelber 
geſeben, wie ſchadlich es iſt, wenn der Einfluß des Reiches in Preußen 
fein genügender ſei. Der Reichskanzler geht dann darauf ein, 
wie zwiſchen dem Finanzminiſteriums Preußens und der Finanz⸗ 
Verwaltung des Reiches eine gewiſſe Verbindung beſtehen müſſe. 
Denn die Zeiten des 8 Miniſters Delbrück ſeien vor⸗ 
über und die Stellung des Reichskanzleramtes eine andere geworden. 
Aus den jetzigen Unbequemlichkeiten könnte nur die Bildung eines 
Reichsſinanzamtes heraushelfen; ähnlich wie es in Bezug auf die Kriegs⸗ 
W bereits geſchehe, ſolle der Schatzſecretair des Reiches gehalten 
fein, die Vorlagen nur mit Gegenzeichnung des preußiſchen Finanzminiſters 

u machen. Große Differeuzen würden dabei nicht entſtehen, wenigſtens 
eien ſie in Bezug auf das Kriegsdevartement nicht entſtanden. Der Schaß⸗ 
ſecretair ſei dabei nicht etwa überflüffig, ſondern er müſſe feine Reichs⸗ 
beamtenqualität den enüber haben, damit dieſe nicht ger 


| inzelſtagten ge 
zwungen ſeien an das preußiſche Miniterium zu gehen. 


Zur Bildung eines Reichsfinanzamtes gehören aber auch Finanzen; die 
Majorität könnte umgekebrt jagen, exit 55 Neihsftnangamt, dann die 
Finanzen. Das ift nur ein cireulus vitiosus. Der . weiſt 
dann mit Entſchiedenheit zurück, daß im Reichstage die Steuervorlagen nur 
dann zur Annahme gelangen ſollten, wenn in Preußen ein erweitertes 
Steuerbewilligungsrecht zugeſtanden würde; das ſei Sache des preußiſchen 
e Uebrigens begreife er ei nicht, was die Regierung Preußens, 
im Fall die Einnahmen aus den Steuern die Ausgaben überſchreiten, mit 
dem 1 Geld obne Bewilligung des Landtags machen ſolle; es müßten 
dann nothwendigerweiſe an die Probinzials, Kreis⸗ und Communalverbände 
Steuern abgegeben werden. Dies Vertrauen müſſe man der preußiſchen 
Regierung 4 Was würde man dazu ſagen, wenn man bei einer 
polltiſchen oder wirtbfhaftlihen Frage dem baieriſchen Landtage zumutben 
wollte, er ſolle erſt ſein Steuerbewilligungerecht nach Art des Artikel 109 
der preußiſchen Verfaſſung einſchränken. Man müſſe zur preußiſchen Ne: 
gierung Vertrauen haben, denn man ſehe ja dann den Reichskanzler und 
den Finanzminister im preußiſchen Abgeordnetenhauſe wieder. 


Der Reichskanzler wendet ſich gegen das Vorurtheil, daß Regierung und 
Volksvertretung divergtrende Intereſſen hätten. Das ſei unrichtig. eide 


Factoren arbeiteten lediglich für das Wohl des Landes. Zur Zeit des Ab⸗ 
ſolutismus ſei es wohl vorgekommen, daß ein Miniſter lediglich ſeine Herr⸗ 
aft im Auge gehabt habe, aber daran ſei heute nicht mehr zu denken und 
ißtrauen ſei deshalb durchaus nicht am Platze. Auf die beiden Fragen 
des Abgeordneten Bennigſen, ob die Stellvertretung nicht blos durch den 
Kanzler, ſondern durch kaiſerliche Verordnung beſeitigt werden könne und 
ob der contraſignirende Stellvertreter die volle Verantwortlichkeit übernehme, 
antworte er mit Ja, müſſe aber betonen, daß er deſſen ungeachtet nach wie 
vor die volle Verantwortlichkeit für die politiſche Haltung der Regierung 
und den ganzen Gang der Verwaltung übernehme. Den Bundesrath halte 
er für eine beſſere Einrichtung als die Reichsminiſterien, ſchon deshalb, weil 
das größere Maß politiſcher Erfahrungen, das ſich in ibm aus 
den verſchiedenen deutſchen Staaten concentrire, durch Reichsminiſte⸗ 
rien nicht erſetzt werden lönne. Beſtände kein Bundesrath, fo müſſe 
ein ſolcher geſchaffen werden. Ein immerwährender Stellvertreter 
ſei nicht in Ausſicht genommen, ſondern die Stellvertretung werde von Fall 
zu Fall, je nach Bedürfniß, erfolgen. Wie ſich dieſelbe geſtalten werde, ſei 
vorläufig noch nicht abzuſehen, zumal die Vorlage keinen Abſchluß bilde 
und eine langſame Fortbildung keineswegs ausſchließe. Der Reichskanzler 
bittet ſchließlich, die Vorlage in der Form, wie fie aus dem Bundesrath 
bervorgegangen, anzunehmen, da eine Amendirung derſelben die Sache nur 
verzögere, in der Sache aber doch nichts ändere. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. v. Kardorff mahnt daran die Denkſchrift bez. des Handelsver⸗ 
trages mit Oeſterreich möglichſt bald auf die Tagesordnung zu ſetzen. Prä⸗ 
ſident Hofmann äußert bei dieſem Anlaß, daß ein Grund zur Beſchleuni⸗ 
gung dieſer Verhandlung nicht vorliege. BE 

ach dieſem Vortrage des Reichskanzlers wird die Discuſſion geſchloſſen 
und die Verweiſung der Vorlage an eine Commiſſion abgelehnt. Die zweite 
Berathung derſen wird alſo im Plenum ſtattfinden. 

Schluß 5% Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 12 Uhr. (Anträge und 
Petitionen.) 

Berlin, 5. März. [Amtliches.] Der Kaiſerliche General ⸗Conſul 
Lüder iſt nach Shanghai zurückgekehrt und hat die Geſchäſte des dortigen 
General⸗Conſulates wieder übernommen. 

Der Kreisgerichts⸗Rath Krauſe in Rawitſch iſt zum Rechtsanwalt bei 
dem Kreisgericht in Grätz und zugleich zum Notar im Departement des 
Appellationsgerichts zu Poſen mit Anweiſung feines Wohnſitzes in Grätz, 
ſowie mit der Verpflichtung ernannt worden, ſtatt ſeines bisherigen Amts⸗ 
charakters fortan den Titel „Juſtizrath“ zu führen. Der Gerichts⸗Aſſeſſor 
Steltzer iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Torgau und zugleich 
zum Notar im Departement des Appellationsgerichts zu Naumburg a. S. 
mit Anweiſung feines Wobhnſitzes in Torgau ernannt worden. — Bei der 
Haupwerwaltung der Staatsſchulden iſt der Geheime Secretär Hermann 
Kabelitz zum Kaſſirer der een a e und der Civil⸗ 
Supernumerarius Robert Wollermann zum Geheimen Secretär ernannt 


worden. 

Berlin, 5. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
nahm heute in Gegenwart des commandirenden Generals des Garde⸗ 
Corps, Prinzen Auguſt von Würtemberg Königliche Hoheit, ſowie des 
Commandanten, General⸗Lieutenants von Neumann, militäriſche Mel⸗ 
dungen entgegen und hörte die Vorträge des Polizeipräſtdenten von 
Madai, des Chefs der Admiralität, Generals der Infanterie von Stoſch, 
und des Chefs des Militärcabinets, General⸗Adjutanten von Albedyll. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! beſichtigte geſtern 
mit Ihrer Königlichen Hoheit der Erbprinzeſſin von Hohenzollern die 
Treibhäuſer des Herrn Borſig in Moabit. Nach einem größeren 
Diner zu Ehren Sr. Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit des Kron⸗ 
prinzen Rudolf von Oeſterreich bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen 
Hoheiten dem Kronprinzen und der Kronprinzeſſin fand im Königl. 
Palais eine muſtkaliſche Soirée unter Leitung des Ober⸗Capellmeiſters 
Taubert ſtatt, in welcher die Herren Betz, Wachtel, Fricke und de Pa⸗ 
dilla, fo wie die Damen Artöt de Padilla und Lehmann und der 
Violoncelliſt de Mund mitwirkten. Heute empfingen Beide Kalſerliche 
Majeſtäten den Königlich italieniſchen Botſchafter und dinirten bei 
dem Kalſerlich und Königlich öſterreichiſch⸗ungariſchen Botſchafter Grafen 
Karolyi. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
empfing geſtern Mittag 11% Uhr das Offiziercorps des 2. Branden⸗ 
burgiſchen Ulanen⸗Regiments Nr. 11, fowie einige zur Central⸗-Turn⸗ 
anſtalt commandirte Offiziere Höchſtſeiner Regimenter. Gegen Mittag 
beſuchte Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit mit Sr. Kaiſerllichen 
und Königlichen Hoheit dem Kronprinzen Erzherzog Rudolf von Oeſter⸗ 
reich die Muſeen. Um 5 Uhr fand ein größeres Diner von 48 Ge⸗ 
decken zu Ehren des Kronprinzen Rudolf ſtatt, zu welchem erſchienen: 
Se. Majeſtät der Kaiſer und König, Ihre Majeſtät die Kalſerin⸗ 
Königin, Se. Hoheit der Erbprinz und Ihre Königliche Hoheit die 
Erbprinzeſſin von Hohenzollern, Ihre Hoheit die Prinzeſſin Marie von 
Sachſen⸗Meiningen. Außerdem waren eingeladen: der Kaiſerlich öfter: 
reichiſche Botſchafter Graf Karolyi mit Gemahlin, der Kaiſerlich öfter: 
reichiſche Militärbevollmächtigte Prinz Liechtenſtein mit Gemahlin, die 
Fürſtin Bismarck, die Fürſtin Hatzſeld⸗Wildenburg, der Fürſt Hohen⸗ 
lohe⸗ Langenburg, der Wirkliche Geheime Rath Graf von Redern mit 
Gemahlin, der General⸗Feldmarſchall Graf von Moltke, der Vicepräſi⸗ 
dent des Staatsminiſteriums, Finanzminiſter Camphauſen, der Staats⸗ 
Miniſter von Bülow, der Vlce⸗Präſident des Herrenhauſes von Ber: 
nuth, der Präſident des Abgeordnetenhauſes von Bennigſen, ferner der 
Rector der Univerfität, der Ober⸗Bürgermeiſter, der Pollzei⸗Präſident 
und andere Perſonen von Bedeutung. Gegen 7 Uhr beſuchte Se. 


„Kaiſerliche Hohelt der Kronprinz mit Sr. Kaiſerlichen Hoheit dem 


Kronprinzen Rudolf und Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Wilhelm 
die Vorſtellung im Victoria⸗Theater. Um 9½ Uhr begaben Sich die 
Höchſten Herrſchaften zur Solrée zu Ihren Majeſtäten. (R.⸗A.) 
— Berlin, 5. März. [Der Rücktritt Camphauſens. — 
Uebernahme der Berliner Stadtbahn durch den Staat. — 
Franzöſiſche Poſt⸗ und Telegraphenbeamte.] Der Rücktritt des 
Finanzminiſter Camphauſen ſteht unwiderbringlich feſt, was auch da⸗ 
gegen vorgebracht werden mag. Der Miniſter führt die Geſchäfte nur 
noch ſo lange fort, bis der Nachfolger ernannt iſt. Vorausſichtlich wird 
die Entſcheidung mit dem Beſchluß der Budget⸗Commiſſion über die 
Steuervorlage zuſammenfallen, obſchon der Beſchluß bezüglich der Ab⸗ 
lehnung mit ziemlicher Sicherheit vorauszuſehen iſt. Man iſt geſpannt 
darauf, ob Herr Camphauſen noch vor dem Landtage erſcheinen wird, 
zumal da es ſich darum handelt, die Vorlage, betreffend die Ueber⸗ 
nahme der Stadtbahn durch den Staat, nicht nur einzubringen, ſon⸗ 
dern zu vertheidigen. Sämmtliche Vorarbeiten für dieſes Geſetz ſind 
abgeſchloſſen und dem Kaiſer zur Vollziehung unterbreitet. Die Regie⸗ 
rung glaubt damit nicht auf Schwierigkeiten zu ſtoßen, nachdem die 
Majorität des Abgeordnetenhauſes ſich günſtig zu der Vorlage geftellt 
hat. Es wird ſich um die Aufbringung einer Summe von 35 


Millionen Mark handeln, welche man auf dem Wege einer Anleihe M 


beſchaffen will. Der urſprüngliche Koſtenanſchlag iſt übrigens nur um 
die Summe von I Millionen Mark (3 Millionen Thaler) überſchritten 
worden. Es iſt anzunehmen, daß dieſe Angelegenheit vor dem Schluß 
der Landtags⸗Seſſion zur Erledigung kommen wird. Vor 
etlichen Tagen ſind hier 3 höhere Beamte der franzöſiſchen Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung eingetroffen, nämlich die Herren Dup ré, Chef 
der Telegraphenverwaltung, Randuel, Ober⸗Poſtdirector und Jacqueſſe, 
Poſtinſpector, um von unſeren Einrichtungen der Poſt und Telegraphie 
genaue Kenntniß zu nehmen. Die deutſchen Einrichtungen bezüglich 
der Verſchmelzung der Poſt und Telegraphie zu einer Verwaltung 
haben einen großen Triumph gefeiert, dadurch, daß die franzöſiſche 
Regierung den Vorgang im vollſten Umfang nachgeahmt hat. Der 
General⸗Poſtmeiſter Stephan hat in dieſer Beziehung eine Dentſchrift 
an die franzöſiche Regierung auf deren Wunſch geſandt und in ber 


ſelben die diesſeitigen Einrichtungen und die mit denſelben erzielten 
Reſultate eingehend beleuchtet. Es iſt darin namentlich heroorgehoben, 
daß durch die neue Einrichtung das frühere Deficit der Telegraphen⸗Ver⸗ 
waltung, welches 1874 ſich auf 3 Mill. M. belief, vollſtändig verſchwunden 
iſt, wogegen ſich die Zahl der Telegraphenſtationen vom 1. Jan. 1875 bis 
dahin 1878 verdoppelt hat und von 1686 auf 3320 geſtiegen iſt, 
während die Zahl der Beamten, welche jetzt gleichzeitig von dem Poſt⸗ 
und Telegraphen⸗Reſſort genommen werden, von 3590 auf 3275 her⸗ 
abgemindert iſt. Die oben genannten franzöſiſchen Beamten unter⸗ 
ziehen die bezüglichen Einrichtungen einer ſehr eingehenden Kenntniß⸗ 
nahme. — In der Budget ⸗Commiſſion des Reichstages find die für 
Anlage neuer Telegraphen⸗Stationen geforderten Mittel erheblich redu⸗ 
eirt worden. Die geforderte Summe von 2,400,000 Mark iſt auf 
1,200,000 herabgemindert und von den beabſichtigten neuen Stationen 
find nicht mehr als 300 damit geſtrichen. Es iſt indeſſen nicht un⸗ 
möglich, daß das Plenum des Reichstages dieſe für ſo productive Zwecke 
geforderten Gelder doch bewilligt, da es ſich dabei gleichzeitig um die 
Erweiterung des Verkehrs und die Ausführung umfaſſender Bauten 
handelt, welche doch der Hebung der Induſtrie zu gute kommen. 

[S. M. Kanonenboot „Nautilus“, 4 Geſchütze, Commandant 
Corvetten⸗Capitän Valois, ift, telegraphiſcher Nachricht zufolge, am 4. d. in 
Aden eingetroffen. . a 

chleswig, 1. März. [Die Kreisordnung für Schleswig⸗ 
Holſtein. — Adlatus des Oberpräſidenten.] Die vor Kur⸗ 
zem erfolgte Abreiſe des Rathes an der Provinzial-Regierung zu Schles⸗ 
wig, Herrn von Roſen, nach Berlin wird mit der neuen Kreisordnung 
für unſere Provinz in Verbindung gebracht, über die gegenwärtig ein⸗ 
gehende Berathungen im Miniſterium des Innern ftattfinden. — Die 
durch den Tod des Etatsrathes von Springer erledigte Stelle eines 
Adlatus des Oberpräſidenten von Schleswig⸗Holſtein iſt noch nicht 
wieder beſetzt. Aus Gründen, die wir ſchon früher an dieſer Stelle 
dargelegt haben, muß man wünſchen, daß eine jüngere altpreußlſche 
Capacität unſerem Oberpräſidenten an die Seite geſtellt werde. Der 
Einfluß eines erſten Oberpräſidialrathes dürfte noch ſteigen, ſobald 
es das Dberpräfidium nach dem Regierungsſitze zu Schleswig über⸗ 
edelt. 

Bremen, 3. März. [Proteſtanten⸗Verein.] Der geſchäftsführende 
Ausſchuß des Verbandes nordweſtdeutſcher Fru dune 1 jetzt 
anzeigen, daß derjenige des deutſchen Geſammtvereins darein gewilligt hat, 
mit den einzelnen Vereinen und Mitgliedern durch den Vorort Bremen 
finanziell zu verkehren. Den diesjährigen allgemeinen deutſchen Proteſtanten⸗ 
tag hätte man hier gewünſcht nach Hamburg verlegen zu ſehen, muß aber 
wegen der dort bereits übernommenen Verſammlung des Guſtav Adolf⸗ 
Vereins einſtweilen darauf verzichten. Als Gegenſtände für denſelben ſind. 
wie ich höre, beſtimmt: die Religion in ihrer grundlegenden Bedeutung 
für das Volksleben, einzuleiten durch Prediger Hoßbach, den mannhaften 
Verfechter des Rechts der liberalen Theologie, ſowie Lehrfreiheit und Ge⸗ 
meinderecht, die beiden gerade in ſeinem Fall ſo gröblich verletzten pro⸗ 
teſtantiſchen Grundſätze. 

Darmſtadt, 2. März. [Feſtſtellung der Gerichtsſitze.] Das 
Miniſterium glaubt einen Ausweg gefunden zu haben, mittelſt deſſen 
die Mitwirkung der Stände bei Beſtimmung der Gerichtsſitze in un⸗ 
ſchädlicher Form gewahrt würde. Von dem Gedanken, lediglich auf dem 
Verordnungswege vorzugehen und die directe Mitwirkung der Kammern 
ganz außer Acht zu laſſen, da nur der Regierung das Organiſations⸗ 
recht zuſtehe, iſt man nämlich angeſichts der Oppoſition, welche dieſer 
modus procedendi hervorgerufen, glücklich abgekommen und hofft 
die beunruhigten Gemüther dadurch zu gewinnen, daß man die be⸗ 
treffende Verordnung den Ständen vorlegen und deren Wünſche an⸗ 
Ah will. Wir bezweifeln, daß die Landesvertretung auf den Köder 
eingeht. 

ann 2. März. [Militärpflichtige Auswanderer.] Aus 
der neueſten Ueberſicht der Ergebniſſe des Heeresergänzungsgeſchäfts im 
Reichsgebiete für das Jahr 1876 geht hervor, daß wegen der immerhin noch 
anomalen Verhältniſſe in Elſaß⸗Lothringen die Auswanderung daſelbſt am 
ſtärkſten iſt; ſo wurden im Jahre 1876 im Reichslande 3923 Perſonen ver⸗ 
a de welche ſich durch Auswanderung ihrer Militärpflicht entzogen hatten, 
während ſich noch 2317 Perſonen in Unterſuchung befanden. Dies giebt 
einen ungefähren Anhalt, wie vielen Perſonen der allerhöchſte Gnadenerlaß 
vom 9. Febr. d. J. zu Gute kommen kann, wenn vom Jahre 1876 allein 
6230 Elſaß⸗Lothringer daran theilnehmen können. N 
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Berlin, 5. März. [Producten⸗Bericht.] Es ift windig beute, der 
Himmel trübte ſich im Laufe des Vormittags. — Roggen wurde vernach⸗ 
laſſigt. Terminpreiſe ſtellten ſich eine Kleinigkeit niedriger, zogen aber doch 
keine Beachtung auf ſich, beſonders fehlte es an Käufern für ſpäte Sichten. 
Waare verkaufte ſich recht ſchwerfällig. Eigner müſſen entgegenkommen. — 
Roggenmehl matter. — Weizen wurde etwas billiger erlaſſen, umgeſetzt iſt 
wenig. — Hafer loco unverändert, Termine matt. — Rüböl flau; 11058 
Angebot genügte, um auf die Preiſe bemerkbaren Druck auszuüben. — 
Petroleum an — Spiritus wurde zu nachgebenden Preiſen verkauft. 
Es fehlt an Kaufluſt, daher blieb der Handel auch eng begrenzt. 

Weizen loco 185—225 M. pro 1000 Kilo nach Qualität . gelber 
märkiſcher — Mark ab Boden bez., defect gelber galiz. — M., weiß⸗bunter 
galiz. — M. ab Bahn bez., per April⸗Mai —204— 204% M. bez., 
per Mai⸗Juni ee M. bez. per Juni⸗Juli 206% —206 bis 
206% M. bez., per Juli⸗Auguſt 206% —206—206% M. bez. Gel. — Etr. 
Kündigungspreis — M. ! 99851 loco 132 bis 147 M. pro 1000 Kilo 
nach Qualität gefordert, ruſſ. 132— 136 M. ab Bahn bez., defect ruſſiſcher 
129—132 M. bez., inländiſcher 140 bis 144 M. ab Bahn bez., per 
März — M. bez., per Frühjahr 145½.—145 M. bez., per Mai⸗Juni 144% 
bis 144 M. bez., per Juni⸗Juli 1444 — 144 M. bez. Gel. — Centner. 
Kündigungspreis — Mark. — Gerſte loco 130 bis 200 M. nach Qualität 
gefordert. — Mais per 1000 Kilo loco alter 147 bis 152 M., defect. alter 
— M., nach Qualität bez., N und beſſarabiſcher 148 M. ab Bahn 
bez. — Hafer loco 90—160 M. pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, 
oſt⸗ und weſtpreußiſcher 120—137 M. bez., ruſſiſcher 105-137 M. bez., 
pommerſcher 127—137 M. bez., ſchleſiſcher 125 bis 137 M. bez., defect ruſſ. 
— M. bez., boͤhmiſcher 127—137 M. bez., rumäniſcher — M. bez., feiner 
weißer ruſſiſcher 141 bis 147 M. ab Bahn bez., per Frübjahr 137% M. 
bet, per Mai⸗Juni 140 M. Br., per Juni⸗Juli 142 M. Br. Gel. — Ctr. 
Kuͤndigungspreis — Mark. — Erbſen: Kochwaare 151—195 M., Futter⸗ 
waare 135—150 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1: incl. 
Sad per März 19,70 —65 M. bez., per März⸗April 19,70—65 M. bez., per 
April Mai 19,90—85 M. bez., per Mai⸗Juni 20 M. bez, „ner Juni Juli 
20,10 M. bez., per Juli⸗Auguſt 20,15 M. bez. Gekünd. 1000 Ctr. Kündi⸗ 
gungspreis 19,70 M. — Rüböl pro 100 Kilo loco ohne Faß 66,7 M. bez., 
mit Faß 68 M. Br., ver März 66,5 M. dez. per März⸗April — M. bez., 
per April⸗Mai 66,6 bis 66,5 M. bez., per Mai⸗Juni 66,8—66, M. bez., 
per Juni⸗Juli — M. bez., per Juli⸗Auguſt — M. bez., per September: 
Octoder 64,7 M. bez. Gekündigt — En. ungspreis — M. — 
Leinöl loco 61 M. bez. — Petroleum loco per 100 incl. Faß 25 M. 
Br., per März 24,1 M. bez., per Marz⸗April — M. bez., per April-⸗Mai — 
„bez., per Mai⸗Juni — M. bez., per September⸗October 26,4 — 26,3 M. 
bez. Gek. — Cenmer. Kündigungspreis — 

Spiritus loco „ohne Faß“ 51,7 M. Den Det März 52,2—52 Mark 
bez., per April⸗Mai 52,7—4 M. bez., per Mai- Juni 53—52,6 M. bez., 
per Juni⸗Jul! 54—53,6 M. bez., per Juli-Auguſt 55—54,6 M. bez., per 
Auguſt. September 55,4—1 M. bez. Gel. — Liter. Kündigungspreis — M. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


März 5. 6. Nachm. 2 Uhr. Abends 10 Uhr.] Morgens 6 Uhr. 
Luftwärmee 5 78777 + 5% + 206 
Luftdruck bei Oo. 335,04 335% 19 334% 10 
Dunſtdruek 2%53 24758 24.64 
Dunſtſättigung 59 pCt. 80 pCt. 81 pCt. 
Winde T NW. 2. SW. 1. 
Wetter bedeckt. bedeckt. heiter. 


Berliner Börse vom 5. März 1878. 


Fonds- und Gold-Gourse, 
Deutsche Beichs-AnL|4 | 96,30 bz 
Oonsolidirte Anleihe, 4½ 108,0 b. 

do. do, 1876.4 | 96,60 ba 
Btaats-Anleihe 


Berliner 
sl Pummersche „.. 43 ½ 83,60 bz 
= do. vr... 95,10 bz 
2 do. 5 q 44½%102,20 bz 
[= do. Ludsch. rd. 4 — — 
Posensche neuo. 4 | 94,90 bz 
Schlesische 3½% 85,30 bz 
Ludschaftl. Centralj4 | 95,00 p 
/ Kur- u. Neumärk, 4 | 95,60 5 
I Pommersche . 4 | 98,70 bz 
E]Posensche. ..... 4 | 95,60 ba 
2 Preussische 4 95,60 B 
3 )Westfäl. u. Rhein. 4 98,30 bz 
El Sächsische. ..... 4 ‚10 ba 
AR \Schlesische ..... 4 | 95,70 bz 
Badische Präm.-Anl, 4 12,25 bad 
Baierische 40% Anleihe! 121,50 @ 
Oöln-Mind.Prämiensch. 3½ 110,0 & 
Sächs. Rente von 187603 73.00 bd 


Kurh. 40 Thaler-Loose 242,10 0 
Badische 35 Fl.-Loose 134,40 beg 
Braunschw. Präm,-Anleihe 81,75 bz 
Oldenburger Loose 137,30 bz 


Ducaten— — Dollars 4,185 6 
Bover. — — 

Hapolcon 16,22 bz 
4mperials 16,67 6 


Hypotheken-Certificate. 
Xrupp’sche Partial-Ob. 5 106,0 bz 
Unkb. Pfd. d. Pr. Hyp.-B. 4½ 94,50 bzd 


do, do 5 101,50 b 
Deutsche Hyp.-B.-Pfb. 4½ 95,09 G 
do, do, 5 100.50 bad 


do, 
Kündbr. Oent.-Bod,-Cr.|41/,'100,20 ba 


Enkünd, do, (1872)/8 102 ba 
do. rückzb, 4 11005 106,75 bz 
do, do. do, 4½ 98,90 bz 

Unk. H.4.Pr.Bd.-Crd.B.ö | — — 

do. III. Em. de, |5 [101,75 bz@ 

Kündb.Hyp.Schuld, do.)ö 100,0 @ 

Eyp.-Anth.Nord-G.0-B 5. | 91,75 bz 

do. do. Pfandbr. .ö | 94,75 bz& 

Pomm, Hyp.-Briefe . 5 | 96,00 b 
0 do. II. Em. 5 | 88,00 brd 

Goth. Präm.-Pf. I. Em. s 107,80 bz 

Ao. do, II. Em. s 106,10 br 
de. 50% Pfrkalbr. m. 100 [100,50 bz@ 


do, Ally do, do, m. 110 4½ . 92.40 bz 
Moiniuger Präm.-Pfdb.4 10,80 bz 
Oest. Silberpfandbr. . 6 ½ 33,50 ba 
do. Hyp.-Ord.-Pfäbr.|ö 
Piäb.d.Oest.Bd.-Cr.-Ge.)5 90 6 
Ichles. Bodener.-Pfdbr.|ö | 99 bzB 
do. 4½ 93,40 @ 
103.00 & 


do, 
Büdd, Bod.-Ored.-Pfdb.|5 
40. do. 4½%4½ 88,30 6 
Wiener Silberpfandbr.6½ — — 


——ũU— — nn nn nn ne 


Ausländische Fonds. 
Oest. Silber-R. Gh 4½% 57,00 bia 
a do. 4. . /10.) 1 57,09 bz@ 


do, Goldrente 63,75 bzB 
de, Papierrente, . . 4½ 53 50 et bz 
do. 54er Präm.-Anl. 4 | 96,75 6 


ao. Lott.-Anl. v. 60, . 5 
do. Credit-Lobose . . fr. ae bz 


do. f4er Loose. . fr. 253 bz@ 
Russe. Präm.-Anl. v. 645 163,50 bz 
do. do. 186615 163,9 bz 
40. Bod.-Ored.-Pfdbr.ſ5 75.80 bz 
do, Cent.-Bod.-Cr.-Pfb.ſß5 78 bz 
Russ.-Poln.Schatz-ObL|4 | 79,60 bz 
Poln, Pfndbr. III. Em.!4 | 67,10 bz 
Poln. Liquid,-Pfandbr.|4 | 59,49 bz 
Amerik. rückz. p. 1881]6 |101,60 bz@ 
N do. 18856 97.80 8 
do. 60% Anleihe . . | 99,60 etbzB 
Ital. neue 5% Anleihe 74.00 @ 
Ital. Tabak-Oblig. . . 0 102.50 8 
Baab-Grazer 100Thir.L/4 69,80 B 
Rumänische Anleihe, 8. — — 
Türkische Anleihe. 6 | 9,10 bz 


Ing. 50/,8t.-Eisnb.-Anl.|5 | 63,90 G 
Bchwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Thlr.-Loose 37,30 bz 

Türken-Loose 27,25 bz 


Eisenbahn-Prlorltäts-Actlen. 
Berg.-Märk, Serie IL .|41/100,09 bz& 


&. II. v. Ställe. 3½ 85,50 bz 
do. do. VI. 4½ 100 B 
do, Hess, Nordbahn. 5 103,50 8 
Berlin-Gör lite. 5 1100,90 B 
do. „ 4½ʒ 84 200, 0.75, 75 
Breslau-Freib. Lit DEF. 4½ 97,00 bz 
do. Lit. 6. 4½ 94,80 bz 
do. do. H. 4½ 93,00 B 
do, do. K. 4½% 92.90 bz 
von 187605 102 C B 


do. 
Göln-Minden III. Lit. A. 4 

da, . Lit. B. 4½ 100,25 bz 

do. „ . IV. 4 | 94,20 bz 
do, e i 
BHalle-Sorau-Guben . 4½ 101,60 8 
Rlannover-Altenbeken, au) 96, @ 
Märkisch-Posener ...öd | — — 
N.-M. Staatsb. I. Ber.|4 

de, do. II. Ser. 4 

do,. Obl. I. u. II. 4 


do, 97,00 B 

ds. do. UI. Ser. 4 95,00 B 

Oderschles. A. —7 9 
ds. Burger 3½ 85,25 bz 
do. LA la — — 
do. D .. 444 2 
do. Ke 3½ 85,20 bz 
d, N Mr 4½ 100,50 G 
do, GG.. 4ů— — — 
do. . „ „ 4½ 101, 20 ba 
do von 1869, 5 101,80 etba& 
do, von 1873, .4 | 91,10 ba 
do, von 1874, ‚415/100 bas 
do, Brieg-Neisseldi,| — — 
do. Oosel-Oderb.4 | — — 
40. do. 5 103,7 . 
do. Stargard- Posen!“ — — 
do. do. II. Em. 4½ — — 
do. do. III. Em. 4½ — — 
do. Ndrschl. Zwgb.8½ — — 

Ostpreuss, Südbahn. 4 ½ 99,50 6 


: „ 44% 90,50 bz 
Behlesw. Eisenbahn , ‚|41/,]109 bz@ 


Ohemnitz-Komotau . 8 


Dux-Bodenba cb. 5 659,25 0 
do, II. Emission 5 | 61,25 bz@ 
Prag- Dun. tr. 21,40 B 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn.!5 | 86,20 bad 
do, do, neues | 84,70 @ 
Kaschau-Oderberg ..d | 61,50 bz 
Ung. Nordostbahn . . 6 | 57,30 8 
Ung. Ostbahn 5 | 55,00 bz@ 
Lemberg-Ozernowitz, .|5 75 bz 
do, do, 11/5 65,50 bz 
do, do, III.s 60,90 bz 
Mährische Grenzbahn.|5 | 53,40 @ 
Mähr,-Schl, Centralb. fr. 17,25 0 
do. IL. fr. 18,75 6 
Kronpr. Rudolf-Bahn 5 | 67,40 bzB 
@osterr,-Französische .|3 |328,50 etbz@& 
do, do. II. 3 15,50 B 
do, südl, Staatsbahn. 6 238,25 b 
40. neue 3 238,25 bz@ 
de, Obligationen 5 | 81,40 bzB 
Bumän. Eisenb.-Oblig,/6 | 72 bz 
Warschau-Wieon II. . 5, | 93,9U bz 
40. III. . 8 91,76 bz 
do. IV. . 5 83 bz 
do. V. . 8 | 7690 bz 


Oest. Bkn, 171,00 bz 
do. Silbergd. 180, 75 eb 
Russ. Bkn. 220, 64D 


106,15-107,25b 


Weohsel-Course, 


Amsterdam 199 Fl. 

do, 40o. 
Londen 1 Lat᷑tr. 
Paris 100 Fres . 
Petersburg 100 R. 
Warschau 100 M. 
Wien 100 Fl. 
do. 


— — 


8 7.3 


169,65 br 
167,95 bz 
2 | 20,29 ba 
2 | 81,16 ba 
5 


Eisenbahn-Stamm-Aotlen 


Divid. pro| 1876 
Aachen -Mastricht.| ! 
Berg. -Märkische, .| 394 
Berlin-Anhalt . .| 6 
Berlin-Dresden . .| 0 
Berlin-Görlitz ,. .| 
Berlin-Hamburg, 11 
Berl.-Potsd-Magdb| 3½ 
Berlin-Stettin 89/1 
Böhm. Westbahn.“ 5 
Breslau-Freib ... 
Cöln-Minden 
Dux-Bodenbach.B, 
Gal. Carl-Ludw.-B. 
Halle-Sorau-Gub, . 
Hannover - Altenb. 
Kaschau-Oderberz 
Kronpr. Rudolfb, . 
Ludwigsh.-Bexb, . 
Märk,-Posener ... 
Magdeb.-Halberst. 
Mainz-Ludwigsh, . 
Niederschl.-Märk.. 
Oberschl. A, .. E. 
do. neue (50% Einz) 

do, B. 


„u 
= 


SIe 
an 


Oesterr.-Fr. St,-D, 
Oest, Nordwestb,| 5 
Oest,Südb,(Lomb.)| 0 
Osipreuss, Südb, „| ® 
Rechte-O.-U.- B.. 
Reichenberg-Pard. 
Rheinische 7 
do. Lit. B. (4% gar.) 4 
Rhein-Nahe-Bahn. 
Rumän, Eisenbahn © 
Schweiz Westbahn] 9; 
Stargard - Posener 
Thüringer Lit, A, 
Warschau- Wien. 


1877 


FSI arent 


Zt. 

19,00 b 
78,10 ba 
87,00 b2& 
10,40 bz 
14,40 bz 
163,10 b 
77,75 bz& 
102,40 bz 
13,30 626 
64,00 bz 
92,06 bz 
14,80 B 
163,90 bz 
14,40 bz 
11,75 bra 
44.25 bıG 
49,40 b 
179,00 bz 
18,20 bz 
105,50 bzB 
82,00 bz 
3 K 121,25 bz 


22 2 


3½% 113.78 bzb 
4 439-1 dz 

5 1183.00 bz@ 
4 126½ 7 dr 
4 | 38,90 ba 
4 | 06,40 b2@ 
4½ 38,50 etbzB 
4 106,00 ba 
193.00 6 

4 9,60 ba 

4 | 24,25 bz 

4 | 17,10 bz 
4½ 101,25 @ 

4 112% bz 

4 169,50 bz 


Eisenbahn-Stamm-Priorltäts-Aotien, 


Berlin-Görlitzer .| © — s [30,10 bz 
Breslau-Warschau| ® — 15 —— 
Halle-Sorau-Gub. 0 — 6 | 3560 bz 
Hannover- Altenb.] 0 — 86 | 24,10 bz 
Kohlfurt-Falkenb.| 0 — 5 — — 
Märkisch - Posener 3% | — 6 76,25 bz 
Magdeb.-Halberst.] 3½ 3½ [3½ 68,60 etbz@ 
do. Lit. C.] 5 5 s 98,50 bzB 
Ostpr. Südbabn .| 5 - 15 | 86,40 bea 
Rechte-O.-U.-B. . 6% | -- |5 [106,80 626 
Rumänier, ..... 8 — 18 71,75 be 
aal- Bahn 0 — 5 111254 
Weimar-Gera.. ..| 0 — kb I-— 
Bank-Paplere, 
Alg. Deut. Hand-, Gf 6 2 4 32,00 8 
AngloDeutscheBk.| @ 0 4 | 30,00 @ 
Berl. Kassen-Ver, 10%; 8½½ % 142, B 
Berl, Handels-Ges.| 0 — 4 „00 6 
Erl. Prd.-u.Hdle.-B. 6½ 6 4 80,75 6 
Braunschw, Bank. 5 3 481,80 8 
Bresl. Disc.-Bank.| 4 — |4 | 59,75 bz@ 
Bresl. Wechslerb.| 5%, — 4 89,0% 6 
Coburg. Ored.-Bnk.] 4½ 5 4 70,00 B 
Danziger Priv.-Bk. 7 — 14 1103,75 bz@ 
Darmst. Creditbk.| 6 — 4 1107,75 b 
Darmst, Zettelbk.| 51, | — [4 96,50 6 
Deutsche Bank .| 6 — 1 89,80 bad 
do. Reichsbank 6½ — 1 ½ 155,80 ba 
do. Hyp.-B. Berlin] 8 ug 88.75 bz@ 
Diec.-Comm.-Anth.! 4 — 4 1188 6% 
do. ult,| 4 — 4 1117%-18 
Genossensch.-Bnk.| Bla | — 4 88.0% B 
do. junge) 5½ — 495,00 @ 
Goth. Grunderedb.] 8 8 4 101,76 bzB 
Hamb, Vereins-B. 10 105% 4 123,25 6 
Hannov. Bank, . .| 51½ ] 6 4 101,00 etbz@& 
Königsb. Ver.-Bnk.] S!/g 6 4 83,00 8 
Lndw.-B.Kwilecki.| Sig — 4 | 45 G 
Leipz. Cred.-Angt.] 6 5¼ 4 103.50 b2@ 
Luxemburg. Bank 6 — 496.00 bzB 
Magdeburger do, | # 59/404 106,80 @ 
Meininger do, | 2 — 4 | 73,70 bz 
Nordd. Bank... .| 8 81, |4 136,5 @ 
Nordd.Grunder.-B.| 8 5 |4 | 75,00 bz& 
Oberlausitzer Bk.| 1% 3 _ |4 | 87006 
Oest. Ored.-Actien| 1½ 8½¼½ 4 397½4½ 
Posner Prov.-Bank 61/4 6% 4 103,30 8 
Pr.Bod.-Or.-Act.-B.| 8 8 4 95,60 bz 
Pr. Cent.-Bod,-Crd,| 9½ | — 4 118,0 bz 
Sächs. Bank 8 58% |4 103,60 520 
Schl. Bank-Verein| 5 — 4 78,25 bz 
Thüringer Bank, ‚| 0 — 4 74,50 bz 
Weimar, Bank 0 — 4 40, B 
Wiener Unionsbk.] 11½4 — 4 108,90 B 
In Liquidation, 
Berliner Bank. — — ftr. 500@ 
Berl. Bankverein — — er.] 39 
Berl. Wechsler-B,| — — tr.“ — — 
Centralb. f. Genos. — ftr. 11.00 6 
Deutsche Unionsb.| — — ftr. 15,50 8 
Gwb. Schuster u. C.] 0 — ftr.“ — — 
Moldaner Lds.-Bk.| 0 — fr. 116 
Ostdeutsche Bank“ — — fr.] — — 
Pr. Credit-Anstali| — — tr.. — 
Sächs. Cred,-Bank| Sig — [fi 104, % 8 
Schl, Vereinsbank] 0 — ltr. | 52,50 @ 
industrlo-Paplere. 
Berl.Eisenb.-Bd-A.| 0 — tr.] 636 8 
D. Eisenbahub.-G.] 0 — 4 6,40 dz 
do, Reichs-u.00,-E.| 9 — 469,10 6 
Märk. Sch. Hasch. G 0 — 1 16.00 @ 
Nordd. Gummifab,| 3 4 |4 44,50 0 
Westend. Com.-G. 0 — ftr. — — 
Pr. Hyp.-Vers.-Act. 12% | — 4 | 97,00 bzB 
Schles, Feuervers,|18 — |4 1720 526 
Donnersmarkhütt.] 3 — 4 1 22,00 6 
Dortza. Union...| 0 — 4 6,30 bz 
Königs- u. Laurah.| 2 — 4 | 71,70 bzB 
Lauchhammer. 0 — 418,00 bz& 
Marienhütte ....| & — 4 7,00 B 
OSchl, Eisenwerke 0 — 4 — — 
Redenhütte . 0 — 4 3.25 bz@& 
Schl. Kohlenwerke 0 — 4 6,60 @ 
Schl. Zinkh.-Actien] 7 — 14 180506 
do, St.-Pr.-Act.“ 7 — 14% 89,75 bz 
Tarnowitz, Bergb. 0 — 4 32,10 
Vorwärtshütte, . 0 14114 — — 
Baltischer Lloyd .| — — fr.] — — 
Bresl, Bierbrauer. ] 0 0 444 — — 
Bresl. E.-Wagenb.] 2, | — 4 | 45,50 bzG 
do. ver, Oelfabr.| 213 j— j4 | 47,10 @ 
Erdm. Spinnerei ‚| 0 — 4 | 10,90 bz 
Görlitz. Eisenb.-B,| 1% — 4 | 46,50 bz 
Hoffm’s Wag. Fabr.] 0 — 4 —— 
O.-Schl. Eisenb.-B.] 0 — 4 | 32,50 bz 
Schl. Leinenind, | 51, [— [4 61,30 B 
do. Porzellan ® 11, |4 | 31,50 6 
Wilhelmsh. MA, ‚| 0 — 412 — 


Bank- Discont 4 pOt 
Lombard-Zinsfuss 6 pOt 


Telegraphiſche Depefchen. 
00 —.— rei 

Berlin, 6. März. Anderweltigen Meldungen gegenüber erfährt 

die „Nationalzeitung“: Der Rücktritt Camphauſens ſtände feſt, der⸗ 

ſelbe führe die Geſchäfte nur bis zur Ernennung ſeines Nachfolgers 

fort, es ſei deshalb auch zweifelhaft, ob derſelbe noch vor dem Land⸗ 

tage erſcheinen und die Vorlage, betreffend die Uebernahme der Stadt⸗ 
bahn durch den Staat, einbringen und vertheibigen werde. 


rubig, per März 94, 25, per Apri 
September⸗Decbr. 90, 75. Andere Courfe heute nicht notirt. 


(Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen ſtetig. Hafer vernachläſſigt. Gerſte 
unverändert. g 7 


(Schlußbericht.) 


Wien, 5. März. Ein Telegramm der „N. Fr. Pr.“ aus Rom 
will von außerordentlicher Intimität der Beziehungen zwiſchen Wien 
und dem Vatican und von einem dem Papſte angebotenen Afyl in 
Oeſterreich, ſpeciell in Tirol, wiſſen. Hieſtge gut unterrichtete Kreiſe, 
bezeichnen den Inhalt des Telegramms als ganz willkürlich erfunden, 
bemerken von der behaupteten Intimität nirgends etwas. Es iſt be⸗ 
kannte Thatſache, daß Oeſterreich, gleich den anderen Mächten, die 
Wahl Leo's mit Genugthung begrüßt habe, welche in erſter Linie der 
Ueberzeugung entſprungen war, daß Leo jener gemäßigten Richtung an: 
gehöre, welche ein friedliches Einvernehmen der kirchlichen und ſtaat⸗ 
lichen Factoren nicht zu beeinträchtigen beſtrebt iſt. 

London, 5. März. Unterhaus. Unterſtaatsſecretär Bourke erklärte 
auf eine Anfrage Lewis, General Ignatieff habe ſich gegen den Dra⸗ 
goman der engliſchen Botſchaft in Konſtantinopel während deſſen 
Aufenthalt in San Siefano allerdings gewiſſer, nicht eben freundlicher 
Ausdrücke bedient, es fet indeſſen kein Grund zu glauben, daß das 
Leben des Dragoman gefährdet fet. 

Konſtantinopel, 5. März. Onou hatte am Montag eine Au⸗ 
dienz beim Sultan, um denſelben Seitens des Großfürſten Nicolaus 
anläßlich der Friedensunterzeichnung zu beglückwünſchen. Ignatieff 
kam heute nach Konſtantinopel, beſuchte den Premierminiſter, den Mi⸗ 
niſter des Aeußern und die Botſchafter und kehrte Abends nach San 
Stefano zurück. Großfürſt Nicolaus beſucht den Sultan Donnerstag 
oder Sonnabend. — Hieſige Blätter bezeichnen das Gerücht von 
einem Offenſiv⸗ und Defenſiv⸗Bündniß der Pforte mit Rußland als 
unbegründet und glauben zu wiſſen, die Pforte werde im Falle eines 
europälſchen Krieges neutral bleiben. 

New-York, 5. März. Der Dampfer „Helvetia“ von der National: 
Dampfſchiffs⸗Compagnie (C. Meſſing'ſche Linie) iſt heute eingetroffen. 

(Aus L. Hieſch's Telegraphen⸗Bureau.) 

Wien, 5. März. Von informirter Seite wird mitgetheilt, daß 
der Einmarſch der öſterreichiſchen Truppen in Bosnien und die Herze⸗ 
gowina unmittelbar bevorſtehe; die Regierung werde die diesbezüglichen 
Mittheilungen ſchon in der erſten Sitzung der Delegationen gleichzeitig 
mit der Creditvorlage machen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
(W. T.⸗B.) Paris, 5. März, Abends. Boulevard⸗Verkehr. 3% Rente 


74,25, Reueſte Anleihe de 1872 109, 95, Türken 1865 8,60, Staaledohn —, J 


Spanier erter. —, Neue Egypter 142, —, Banqu. ottoman —,—, Italiener 
73, 90, öſterr. Goldrente —, —, ungar. Goldrente —, neueſte Ruſſen de 
1877 86, 31, Chemins égyptſens —, —. Ruhig. 

Frankfurt a. M., 5. März Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß ⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 40 Pariſer Wechſel 81, 20 Wiener 
Wechſel 170, 30. Böhmiſche Weſtbahn 147. Eliſabetbahn 139%. Galizier 
207 . Franzoſen“) 220. Lombarden“) 64. Nordweſtbahn 91%. Silber⸗ 
rente 57%. Papierrente 53%. Goldrente 68%. Ungar. Goldrente 77%. Ita⸗ 
liener —. Ruſſiſche Bodeneredit 75%. Ruſſen 51872 —. Neue uch 
Anleihe 85. Amerikaner 1885 99%. 1860er Leoſe 106%. 1864er of 
256, 50. Creditactien“) 197%. Oeſterr. Nationalbank 686, 50. Darmſt. 
Bank 108%. Meininger Bank 73%. Heſſiſche Ludwigsbahn 82%. Ungar. 
Staatslooſe 151, 50. „ do. Schatzanweiſungen, alte, 101. do. Schatzanwei⸗ 
ſungen, neue, 95. do. Oſtbahn⸗Obligationen 63%. Central⸗Pacific 100%. 
Reichsbank 156. Silbercouvons —. Rudolfsbahnactien —. Deutſche 
Reichsanleihe 96%. — Sehr feſt. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 1967, Franzoſen 220, Galizier 
—, Goldrente —, unger. Goldrente —, neueſte Ruſſen —. 

*) per medio reſp. per ultimo. 

amburg, 5. März, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 115%, Silberrente 57%, Goldrente 63 7, Eredit⸗Actien 196%, 
1860er Looſe 106% Franzoſen 548%, Lombarden 158, Italien. Rente 74, 
Neueſte Ruſſen 84½, Vereinsbank 123, Laurahütte 71, Commerzbank 98%, 
Norddeutſche 136%. Analo⸗deutſche 31, Intern. Bank 73%, Amerikaner de 
1885 94%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 92%, Rhein. Eiſenb. do. 106%, Berg. 
Märk. do. 75. Disconto 2% pCt. — Schluß abgeſchwächt. 

Silber in Barren pr. 500 Gr., fein Mk. 80, 00 Br., 79, 00 Gd. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 30 Br., 20, 24 Gd., London kurz 
20, 43 Br., 20, 35 Gd., Amſterdam 167, 65 Br., 167, 05 Gd., Wien 
169, 00 Br., 167, 00 Gd., Paris 80, 80 Br., 80, 40 Gd., Petersburger 
Wechſel 222, 00 Br., 216, 00 Gd. 

Hamburg, 5. März, Nachm. [Getreidemaxkt.] Weizen Isco ruhig, 
auf Termine ſtill. Roggen loco ruhig, auf Termine matt. Weizen 
pr. April⸗Mai 210 Br., 209 Gd., per Juni⸗Juli ver 1000 Kils 213% Br., 
212% Gd. Roggen per April⸗Mai 150 Br., 149 Gd., per Juni⸗Juli per 
1000 Kilo 149 Br., 148 Gd. Hafer flau. Gerſte flau. Rübol ruhig, 
loco 72, per Mai per 200 Pfd. 70. — Spiritus ſtill, pr. März 43, per 
April⸗Mai 44, pr. Mai⸗Juni 44%, pr. Juni⸗Juli pr. 1000 Liter 100% 45. 
Kaffee ruhig, Umſatz 1500 Sack. Petroleum behauptet, Standard white 
loco 10, 80 Br., 10, 70 Go., per März 10, 70 Gd., pr. Auguſt⸗Decem⸗ 
ber 12, 30 Gd. — Wetter: Schön. 

Liwerpool, 5. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Stetig. Tagesimport 20,000 Ballen, 
davon 17,000 B. amerikaniſche, 3000 B. egyptiſche. 5 

Liverpool, 5. März, Nachmittags. [Vaumwolle.] (Schlußberiät.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
delt, Amerikaner aus irgend einem Hafen März⸗April⸗Verſchiffung 6%, 
Mai⸗Juni⸗Lieferung 6% D. 

Mancheſter, 5. März, Nachmittags. 12r Water Armitage 7%, 121 
Water Taylor 7%, 20r Water Micholls 8%, 30r Water Gidlow 9%, 301 
Water Clayton 9%, 40r Mule Mayoll 9%, 40r Medio Wilkinſon 11, 
Zör Warpcops Qualität Rowland 10, 40r Double Weſton 11, 60 r Double 
aden Prei Printers %, %%, 8 pfd. 96. — Mäßiges Geſchäſt zu 

ollen Preiſen. . 

Petersburg, 5. März, Nachm. 5 Uhr. [Schluß⸗Courſ A Wechſel 
London 3 Monate 26%, do. Hamburg 3 Monate 222%, do. Amſterdam 
3 M. —, do. Paris 3 M. 273%, 1864er Prämien⸗Anleide (geſtempelt) 236, 
1866er Prämien⸗Anl. (geſtplt.) 235%, „ Imperials 7, 55, Große ruſſiſche 
Rand a4 4% J. Bodencredit⸗Pfandbriefe 110%, Ruſſen de 18/3 120, 

rivatdisc. a 

Petersburg, 5. März, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg loco 
57,00. Weizen loco 14, 00. Roggen loco 8, 75. Hafer loco 5, 00. Hanf 
loco 42, 00. Leinſagt (9 Pud) loco 16, 00. Wetter mild. 


Königsberg, 5. März, Nachm. 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Reigen füll. 
7 


Roggen unverändert, loco 121/122pfünd. 2000 Pfund Zollgew. 130, pr. 
Frühjahr 135,00, per Mai⸗Juni 135,00. — Gerſte ruhig. Hafer ftill, 
loco pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 120,00, pr. Frühjahr 120,00 — Weiße 


Erbſenzpr. 2000 Pfd. Zollgewicht 142,25. — Spiritus pr. 100 Liter 100% 
loco 53,50, pr. Febr. 53,25, pr. Frühjahr 55,25. — Wetter trübe. 

Nachdem das durch ſtarken Weſtſturm unweit der Pregelmündung auf⸗ 
7 Eis wieder abgegangen, ift die Dampfſchifffahrt heute eröffnet 
worden. 


ollgewicht 205,00 —210,00 
bunter 215,00—222,00, Re W 
ruſſiſcher abfallend 185, 
Mai 214,00, per Mai⸗Ju 
Pfd. Zollgewicht 3 132,00 bis 134,00, do. loco 
per Marz —, per April⸗ 


Paris, 5. März, Nachm. [Productenmarkt.] (Schlußbericht.) Rüböl 
il 94, 00, der Nad gu 93, 25, per 


London, 5. März. Havannazucker ruhig. g 
Antwerpen, 5. März, Nachmittags 4 Uhr 30 M. [Getreidemarkt.) 


Antwerpen, 3. März, Nachmittags 4 U. 30 M. [Petroleummarkt! 
Raffinirtes, Type weiß, loco 27½ bez. und Br., per 


ferenzen ſucht für den Beuthener 
Kreis und Umgegend die 
tung renommirter 


Lebens⸗, Feuer⸗ u. 
Verſicherungsgeſellſchaften. 


tben OS. poſtlagernd. 


vr. März 27% Br., vr. April 273 Br. . Septbr. 30 8 45 
el 1 5 % Br., pr. Septbr. 30% Br., per Septbr.⸗ 


0 


Bremen, 5 März, Nachm. Petroleum IR (Shlukberiht.) Standard 1 


white, loco 11, 00, per April 11,10, pr. Mai⸗Juni 11, 30, pr. Auguſt⸗De⸗ 
cember 12, 25. 


Berlin, 5. März. Der "heutige ER eichnete ſich wiederum 
durch große Geſchäftsloſigkeit aus, trug aber im Gand en eher eine feſte 
Pbyſiognomie. Die Mäßigung Rußlands, die ſich in den Friedensbe⸗ 
dingungen ausſpricht, beruhigt die europäiſchen Börſen in hohem Maße 
und ſteht die Auffaſſung der bieſigen Börſe, die dieſelbe über die 
gegenwärtigen politiſchen Verhältniſſe begt, ſoweit ſich aus den Lon⸗ 
doner und Pariſer Cours⸗Depeſchen ſchließen läßt, eben nicht ver⸗ 
einzelt. Auch Wien meldet feſtere Notirungen und motivirte dieſelben 
mit ausgeführten Deckungskäufen, zu denen ſich die Contremine ent⸗ 
. at. Eine Abſchwächung erlitt die Tendenz in der zweiten Börfen: 
tunde, als das Gerücht auftauchte, daß der Fürſt von Rumänien abdanken 
wolle. Der ungünftige Eindruck dieſes Gerüchtes bielt bis zum Schluſſe 
an. Trotzdem aber ſchließen die internationalen Speculations⸗Papiete 
doch mit kleineren Avancen. Oeſterreichiſche Credit⸗Actien gingen ziem⸗ 
lich lebhaft um, auch Franzoſen waren nicht ganz unbelebt, dar 
gegen blieben Lombarden ganz vernachläſſigt. Für öſterreichiſche Neben ⸗ 
bahnen war die Stimmung nicht ungünſtig, doch betheiligten ſich die hierher 
gebörigen Werthe nur weniger am Verkehr. Galizier gingen mit einer 
Coursſteigerung aus dem beutigen Verkehr hervor. In den localen 
Speculations⸗Effecten blieb der Umſatz ſehr gering bei feſter Haltung, die 
Notirungen erfuhren mäßige Steigerungen. Es notirten Disconto-Comm. 
118,75, ult. 117,75 — 118,40 — 118,25, Laurahütte 71,70, ult. 71,50 
bis 71. Ein lebhafter Verkehr entwickelte ſich in den ausländiſchen Staats⸗ 
geleihen, von denen namentlich Rentenpapiere beliebt ſich zeigten. Ruſſiſche 
Werthe behauptet, 5% Staatsanleihe pr. ult. 84,60 —85 84,60, Ruſſiſche 
Noten pr. ult. 222, —223 -221%, pr. April 223 —223½ — 2217]. Preuß. 
und andere deutſche Staatspapiere feſt aber ſtill. Eiſenbahnprioritäten gut 
behauptet, beſonders waren einheimiſche begehrt und vielfach ſteigend. 


—d [Rübenzuderfabritation in Schleſien.] In der Campagne von 
1876/77 find in Schleſien 47 Fabriken leine weniger wie im Vorjahre) im 
Betriebe geweſen. Dieſelben haben mit 263 Dampfmaſchinen von zuſammen 
2745 Pferdekräften gearbeitet. Von den im Betriebe befindlich geweſenen 
Rübenzuckerfabriken haben aus den zerkleinerten Rüben den Saft gewonnen 
1 mittelſt Ausſchleuderns, 10 durch Maceration, 14 vermittelſt des er 
und 22 mittelſt des Diffuſtons⸗Verfahrens. gm Ganzen wurden 8,417,1 
Centner Rüben verarbeitet und dafür 6,733,728 M. Steuer entrichtet, was 
im Vergleich zum Vorjahre einen Minderverbrauch von 2,409,978 Geniner 
Rüben und einen Steuer⸗Ausfall von 1,927,976 Mark 80 Pf. ergiebt. 
Die Minderberarbeitung ift eine Folge der ſchlechten Rübenernte, denn es 
wurden durchſchnittlich pro Hectar 130 Cir. Rüben weniger erzielt als im 
ahre vorber. Der Ertrag ſchwankte pro Hectar zwiſchen 240 —500 Geniner 
rotz des geringen Zuckergehaltes der Rüben ging die Verarbeitung derſelben 
leicht und gut von ſtatten und find die Fabrikanten mit den Reſultaten der 
Campagne 1876/7 im Allgemeinen zufrieden geweſen, da die Zuckerpreiſe in 
Folge der ſehr mangelhaften Rübenernte der Nachbarländer ziemlich lohnend 
waren. In den Grenzbezirken zwiſchen Neuſtadt bis zur Graſſchaft Glatz 
wird viel Rohmaterial nach den öſterreichiſchen Fabriken geliefert. 
Der Durchſchnittzpreis für den Centner Rüben ſtellte ſich in 1876/7 
auf 1 M. bis 1 M. 20 Pf. ohne Rückgewähr von Preß⸗ oder Diffuſſions⸗ 
Rückſtänden und auf 90 Pf. bei Rückgewähr von 15—18 pCt. Preß⸗ oder 
40 pCt. Diffuſſions⸗Rückſtänden. Zum Diffuſſions⸗Verfahren find im Laufe 
der Campagne drei weitere Fabriken übergegangen, welche im Vorjahre den 
Saft noch mittelſt der Preſſen gewannen. Zur Herſtellung von 1 Ctr. 
Zucker wurden durchſchnittlich 11,68 Ctr. Rüden verhraucht, die Differenz 
gegen das Vorjahr beträgt mithin nur 1 Pfd. In Verkaufsfällen wurden 
20—30 Pf. pro Ctr. Rübenabſchnitte, 1 M. bis 1,20 M. pro Ctr. Preß⸗ 
rückſtände und 25 Pf. pro Ctr. Diffuſſionsſchnitzel gezahlt. Mit dem An⸗ 
ſpruch auf Export⸗Boniſication wurden 1876/77 nur 680 Ctr. Rohzucker in 
das Ausland ausgeführt. In der Zeit vom 1. September 1876 bis 31 ſten 
Auguſt 1877 ſind von dem Vereins⸗Auslande eingegangen: Raffinirter Zucker 
u 15 M. Zoll 57 Ctr., Rohzucker zu 12 M. Zoll 1 Eir., Syrup zu 7% M. 

oll 1850 Ctr., 7 zu Branntwein (frei) 24,533 Ctr. Der aufgekom⸗ 
mene Zollbetrag beläuft ſich mitbin auf 14,740 Ctr. y dem gleihen gr 
vr. 51507 Ur Sb a 5 6022 Ett. Melaſſe, de oh 1 Se Roh: 
zucker, r. rup un 2 „ Melaſſe, der erhobene 
belief ſich auf 21,206 M. 1772 


# Breslau, 6. März, 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen 
a war für Getreide matt, bei mäßigen Zufuhren Preiſe ſchwach pulls 

altend. 

Weizen nur billiger verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer neuer 
17,70 —19,00—20,50 Mark, gelber neuer 17,00 — 18,00 bis 19,60 Mark, feinſte 
Sorte über Notiz bezahlt. 2 

Roggen in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 12,10 bis 13,30—13,90 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 8 

Gerſte ſchwach gefragt, pr. 100 Kilogr. neue 13,30 — 14,50 Mark, 
weiße 15,40—16,40 Mark. N 

Hafer in gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. neuer 11,10—12,30 bis 
13,00— 13,50 Mark. 

Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 12,20—13,20—14,20 Mark. 

Erbſen ſchwächer angeboten, pr. 100 dar 14,00 —15,00— 17,00 Mark. 

Bohnen ſchwach angeboten, pr. 100 Kilogr. 18,00—19,00 bis 19,50 


ark. 
Lupinen, ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. gelbe 9,20—10,40— 11,20 
Mark, blaue 9,00 — 10,00 —10,40 Mark. 

Wicken ſchwach gefragt, pr. 100 Kilogr. 10,50 — 11,80 —12,80 Mark. 


Oelſaaten in matter Haltung. ; 
Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat .. 26 80 25 — 22 — 
interranss 30 75 29 25 27 25 
ene e = 50 — 1 20 50 
ommerrübfer. — 
i 5 3 24 50 23 50 21 50 


i t, pr. 50 Kilogr. 8,70—9,20 k. 
Leinkuchen 11 gefragt, p gr. 8, Mar 1 
2—57—65 


e „ 
Nd en dt 9,60—10,50 Mark, Weizenkleie 8,00—9, 


Heu 2,40—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. : 
Roggenſtrob 19,00—21,00 Mark pr. Schock d 600 Kilogr. 


Breslau, 6. März. [Wafferſtand.] B. P. 5 M. 88 Cm. U.-P. 2 M. 26 Cm. 
SCHEN ESTATE ͤ Fb 
Ein a een e 


lauben ſchenken darf, von einem Dr. Roi 


:::: . nme amnBa Mer eeeaRGU 
3 rau u. großkör 
Stadt- Theater. Ruf. Caviar, c bd. 0. 
Mittwoch den 6. März. „Die Groß. Gib. Caviar, a Pfd. 2 D- 80 Ff. 
berzogin von Gerolitein. A 1 bud n uf: hr 
Ein Kaufman mit Wan Re. a imer „ & Bid. 70 Pf 
Eingelegte Früchte, febr billig. 
vH 7071 x 5. 1520. 
weizer e, . 2 
Ainburger Räfe, & Pd. 70 Pf. 
Sahntafe, à Ziegel 20 Pf. 
ten erbittet A Nu en Fnen ib dd Baß 50 b 
r u Gonſchlor, Weidenſtr. 22. 
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